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4501 Selbstbehalt   
Selbstbeteiligung 1% aus der Versicherungssumme, mind. EUR 511,-- 
 
 
0135 Unvorhergesehen 
Unvorhergesehen sind Schäden, die der Versicherungsnehmer oder seine Repräsentanten weder recht-
zeitig vorhergesehen haben noch mit dem für die im Betrieb ausgeübte Tätigkeit erforderlichen Fachwis-
sen ohne grobe Fahrlässigkeit hätten vorhersehen können. 
 
4004 Ausländische Sachen – Haftungsbegrenzung - 
Der Versicherer haftet nicht für zusätzliche Kosten, die dadurch entstehen, dass die versicherte Sache 
nicht innerhalb der Bundesrepublik Deutschland repariert werden kann. 
 
4715 Mehrwertsteuer 
Die Versicherungssumme enthält nicht die Mehrwertsteuer. Diese wird somit im Versicherungsfall nicht 
erstattet. 
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Allgemeine Maschinenversicherungs-Bedingungen (AMB)

Fassung Dezember 1986

1 Versicherte Sachen
1.1.1 Versichert sind die Sachen, die in einem dem Versicherungsschein beigefüg-
ten Maschinenverzeichnis aufgeführt sind; sie sind auch versichert, wenn sie nicht
oder nicht mehr dem Versicherungsnehmer gehören.
1.1.2 Die Sachen sind versichert, solange sie betriebsfertig sind. Als betriebsfertig
gelten sie, wenn sie nach beendeter Erprobung und - soweit vorgesehen - nach
beendetem Probebetrieb zur Arbeitsaufnahme bereit sind.
1.1.3 Waren diese Sachen einmal betriebsfertig, so bleiben sie auch dann versi-
chert, wenn ihre Betriebsfertigkeit für die Dauer einer Reinigung, Lagerung, Revi-
sion, Überholung oder Instandsetzung unterbrochen ist. Das gleiche gilt, während
die Sachen aus solchen Anlässen innerhalb des Versicherungsortes transportiert,
de- und remontiert und probeweise betrieben werden.
1.1.4 Versicherungsort Die in dem Maschinenverzeichnis aufgeführten Sachen sind
nur innerhalb der in dem Versicherungsschein genannten Betriebsgrundstücke ver-
sichert.
1.2 Es können versichert werden:
1.2.1 Maschinen und maschinelle Einrichtungen; bei versicherten elektrischen Ein-
richtungen wie Transformatoren und Schaltern ist die Ölfüllung mitversichert;
1.2.2 Fundamente versicherter Maschinen und maschineller Einrichtungen;
1.2.3 Reserveteile versicherter Maschinen und maschineller Einrichtungen;
1.2.4 Ölfüllungen versicherter Dampfturbinen, jedoch nur nach besonderer Verein-
barung.
1.3 Nicht versichert sind:
1.3.1 Werkzeuge aller Art, z.B. Bohrer, Brechwerkzeuge, Formen, Matrizen, Mes-
ser, Sägeblätter, Steine, Stempel sowie Kugeln, Schlaghämmer und Schlagplatten
von Mühlen;
1.3.2 Transportbänder, Siebe, Musterwalzen, Panzerung von Mühlen, Ketten
(außer Elevatoren- und Regler-Ketten), Schläuche, Filtertücher, Gummi-, Textil-
und Kunststoffbeläge, Seile, Gurte, Riemen, Bürsten, Bereifung;
1.3.3 Ausmauerung von Öfen, Feuerungsanlagen und Behältern sowie Roststäbe
und Brennerdüsen von Feuerungsanlagen;
1.3.4 Betriebsstoffe wie Brennstoffe, Chemikalien, Filtermassen, Kontaktmassen,
Kühlmittel, Reinigungsmittel, Schmiermittel, auch Öl (außer im Falle von 1.2.4);
1.3.5 Katalysatoren.

2 Versicherte Gefahren
2.1 Der Versicherer leistet Entschädigung für unvorhergesehen und plötzlich eintre-
tende Schäden an versicherten Sachen, und zwar ohne Rücksicht darauf, ob die
Schadenursache mit dem Betrieb zusammenhängt.
Insbesondere leistet der Versicherer Entschädigung für Schäden, die entstehen
durch:
2.1.1 Bedienungsfehler, Ungeschicklichkeit, Fahrlässigkeit, Böswilligkeit;
2.1.2 Konstruktions-, Material- oder Ausführungsfehler;
2.1.3 Wassermangel in Dampfkesseln oder Dampfgefäßen;
2.1.4 Zerreißen infolge Fliehkraft;
2.1.5 Überdruck (außer in den Fällen von 2.2.6) oder Unterdruck;
2.1.6 Kurzschluß, Überstrom oder Überspannung mit oder ohne Feuererscheinung
an elektrischen Einrichtungen (außer in den Fällen von 2.2.6 und 2.2.7);
2.1.7 Versagen von Meß-, Regel- oder Sicherheitseinrichtungen;
2.1.8 Sturm, Frost, Eisgang.
2.2 Der Versicherer leistet ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen keine Ent-
schädigung für Schäden:
2.2.1 die während der Dauer von Erdbeben, Erdsenkungen, Erdrutsch, Felssturz,
Hochwasser, Überschwemmungen oder sonstigen Ereignissen höherer Gewalt als
deren Folge entstehen (außer im Falle von 2.1.8);
2.2.2 durch Kriegsereignisse jeder Art, Bürgerkriege oder innere Unruhen;
2.2.3 die durch Streikende oder Ausgesperrte entstehen, die zusammengerottet in
die Betriebsgrundstücke eindringen oder widerrechtlich dort verbleiben;
2.2.4 durch Kernenergie *);
2.2.5 durch Anprall oder Absturz eines unbemannten Flugkörpers, seiner Teile oder
seiner Ladung;
2.2.6 durch Brand, Explosion, Blitzschlag, Löschen oder Niederreißen bei diesen
Ereignissen, durch Anprall oder Absturz eines bemannten Flugkörpers, seiner Teile
oder seiner Ladung, soweit diese Gefahren durch eine Feuerversicherung gedeckt
werden können;
2.2.7 die als Folge von Brand, Explosion oder Blitzschlag durch Kurzschluß, Über-
strom oder Überspannung an elektrischen Einrichtungen entstehen und durch eine
Feuerversicherung gedeckt werden können;

2.2.8 die der Versicherungsnehmer, die Leitung des Unternehmens oder ein ver-
antwortlicher Betriebsleiter eines Werkes vorsätzlich oder grobfahrlässig verursa-
chen;
2.2.9 durch Mängel, die bei Abschluß der Versicherung bereits vorhanden waren
und dem Versicherungsnehmer, der Leitung des Unternehmens oder einem verant-
wortlichen Betriebsleiter bekannt sein mußten;
2.2.10 die eine unmittelbare Folge der dauernden Einflüsse des Betriebes, der
übermäßigen Bildung von Rost oder des übermäßigen Ansatzes von Kesselstein,
Schlamm oder sonstiger Ablagerungen sind; wird infolge eines solchen Schadens
ein benachbartes Maschinenteil beschädigt, so leistet der Versicherer im Rahmen
von 2.1 und 2.2 Entschädigung;
2.2.11 durch Diebstahl; der Versicherer leistet jedoch für Schäden gemäß 2.1 an
nicht gestohlenen Sachen Entschädigung, auch wenn sie als Folge des Diebstahls
eintreten;
2.2.12 für die ein Dritter als Lieferant, Werkunternehmer oder aus Reparaturauftrag
einzutreten hat.
Bestreitet der Dritte seine Eintrittspflicht, so leistet der Versicherer zunächst Ent-
schädigung, soweit er dazu bedingungsgemäß verpflichtet ist. Ergibt sich nach Zah-
lung der Entschädigung, daß ein Dritter für den Schaden eintreten muß und bestrei-
tet er dies, so behält der Versicherungsnehmer zunächst die bereits gezahlte Ent-
schädigung.
§ 67 des Gesetzes über den Versicherungsvertrag (VVG) gilt für diese Fälle nicht.
Der Versicherungsnehmer hat seinen Anspruch auf Kosten und nach den Weisun-
gen des Versicherers außergerichtlich und erforderlichenfalls gerichtlich geltend zu
machen.
Die Entschädigung ist zurückzuzahlen, wenn der Versicherungsnehmer einer Wei-
sung des Versicherers nicht folgt oder soweit die Eintrittspflicht des Dritten unstrei-
tig oder rechtskräftig festgestellt wird.
2.3 Ist der Beweis für das Vorliegen einer der in 2.2.1 bis 2.2.4 genannten Ursa-
chen nicht zu erbringen, so genügt für den Ausschluß der Haftung des Versicherers
die überwiegende Wahrscheinlichkeit, daß der Schaden auf eine dieser Ursachen
zurückzuführen ist.

*) Der Ersatz von Schäden durch Kernenergie richtet sich in der Bundesrepublik
Deutschland einschließlich des Landes Berlin nach dem Atomgesetz. Die Betreiber
von Kernanlagen sind zur Deckungsvorsorge verpflichtet und schließen hierfür
Haftpflichtversicherungen ab.

3 Versicherungssumme; Unterversicherung
3.1 Für die Versicherungssumme ist der jeweilige Versicherungswert maßgebend.
3.2 Versicherungswert ist der jeweils gültige Listenpreis zuzüglich der jeweiligen
Kosten für Fracht und Montage sowie für mitversicherte Fundamente. Wird die ver-
sicherte Sache später in Preislisten nicht mehr geführt, so ist der letzte Listenpreis
maßgebend; dieser ist an Änderungen des Lohn- und Preisgefüges anzupassen.
3.3 Hatte die Sache keinen Listenpreis, so tritt an dessen Stelle ihr Kauf- oder Lie-
ferpreis; dieser ist ebenfalls an Änderungen des Lohn- und Preisgefüges anzupas-
sen.
3.4 Kann weder ein Listen- noch ein Kaufpreis ermittelt werden, so ist die Summe
der Kosten maßgebend, die jeweils notwendig sind, um die Sache in der vorliegen-
den Konstruktion und Abmessung herzustellen.
3.5 Rabatte und Preiszugeständnisse bleiben für den Versicherungswert unberück-
sichtigt.
3.6 Ist zur Zeit des Eintritts des Versicherungsfalls die Versicherungssumme niedri-
ger als der Versicherungswert (3.2 bis 3.5), so wird nur der Teil des Schadens
ersetzt, der sich zu dem ganzen Schaden verhält wie die Versicherungssumme zu
dem Versicherungswert.

4 Umfang der Entschädigungspflicht; Selbstbehalt
4.1 Teilschaden
4.1.1 Ein Teilschaden liegt vor, wenn die versicherte Sache beschädigt oder teilwei-
se zerstört ist. Eine versicherte Sache gilt als beschädigt oder teilweise zerstört,
wenn die Kosten, die zur Wiederherstellung des früheren betriebsfähigen Zustan-
des notwendig sind (Wiederherstellungskosten), den Wert nicht übersteigen, den
die unbeschädigte ganze Sache einschließlich der mitversicherten Fundamente
sowie der Fracht- und Montagekosten unmittelbar vor dem Eintritt des Versiche-
rungsfalls hatte (Zeitwert).

Bitte bei
Zuschriften
stets angeben

2. Vertragsgrundlagen sind der Antrag, die gesetzlichen Bestimmungen,
sowie die in diesem Versicherungsschein aufgeführten Allgemeinen
Versicherungsbedingungen und besonderen Vereinbarungen.

3. Beträgt die vereinbarte Versicherungsdauer mindestens ein Jahr, so
verlängert sich der Vertrag jeweils um ein Jahr, wenn er nicht schrift-

lich gekündigt wird. Die Kündigung muß spätestens drei Monate vor
dem Ablauf der anderen Partei zugegangen sein.

4. Der Versicherungsnehmer kann jederzeit auf seine Kosten Abschrif-
ten der Erklärungen fordern, die er bezüglich des Versicherungsvertra-
ges abgegeben hat. Er hat der Gesellschaft die Kosten hierfür zu
erstatten.

R+V Allgemeine Versicherung AG 1. An den mit **.....** bzw. rot kenntlich gemachten Stellen weicht
der Versicherungsschein vom Antrag ab. Wenn nicht innerhalb ei-
nes Monats nach Empfang des Versicherungsscheines in Textform
widersprochen wird, gelten die Abweichungen als genehmigt.

5. Eine etwa erteilte vorläufige Deckungszusage erlischt rück-
wirkend, falls der im Dokument erhobene Betrag nicht unver-
züglich, spätestens jedoch innerhalb von 8 Tagen, gezahlt wird,
auch wenn der Versicherungsfall bereits eingetreten ist.
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4.1.2 Im Falle eines Teilschadens leistet der Versicherer Entschädigung in Höhe
der tatsächlich entstandenen Wiederherstellungskosten nach Abzug des Wertes
des Altmaterials.
4.1.3 Zu den Wiederherstellungskosten gehören:
4.1.3.1 die Kosten für Ersatzteile;
4.1.3.2 die Reparaturkosten einschließlich etwaiger notwendiger Mehrkosten für
Überstunden sowie für Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeiten;
4.1.3.3 die Demontage- und Remontagekosten;
4.1.3.4 die Frachtkosten einschließlich etwaiger notwendiger Mehrkosten für Eil-
und Expreßfrachten;
4.1.3.5 die sonstigen für die Wiederherstellung notwendigen Kosten, insbesondere
Reisekosten.
4.1.4 Nicht zu den Wiederherstellungskosten gehören:
4.1.4.1 Mehrkosten für Luftfracht;
4.1.4.2 Bergungskosten.
Diese Kosten werden nur ersetzt, wenn dies besonders vereinbart ist und - im Falle
der Bergungskosten - die versicherte Sache gleichzeitig von einem entschädi-
gungspflichtigen Schaden betroffen ist.
4.1.5 Nicht zu den Wiederherstellungskosten gehören ferner:
4.1.5.1 Kosten einer Überholung oder sonstiger Maßnahmen, die unabhängig von
dem Versicherungsfall durchgeführt werden;
4.1.5.2 Mehrkosten durch Änderungen oder Verbesserungen, die über die Wieder-
herstellung hinausgehen.
4.1.6 Werden beschädigte Teile erneuert, obgleich eine Reparatur ohne Gefähr-
dung der Betriebssicherheit möglich ist, so ersetzt der Versicherer die Kosten, die
für eine Reparatur der beschädigten Teile notwendig gewesen wären, jedoch nicht
mehr als die für die Erneuerung aufgewendeten Kosten.
4.1.7 Wird eine Konstruktionseinheit, z.B. ein Motor, ein Getriebe oder ein Baustein
ausgewechselt, obgleich sie neben beschädigten Teilen mit überwiegender Wahr-
scheinlichkeit auch unbeschädigte umfaßt, so wird die Entschädigung hierfür ange-
messen gekürzt.
4.1.8 Wird die beschädigte Sache vorläufig wiederhergestellt, so ersetzt der Versi-
cherer für die vorläufige und die endgültige Wiederherstellung zusammen nur so
viel, wie ohne eine vorläufige Wiederherstellung aufzuwenden gewesen wäre.
4.1.9 Wird eine erkennbar reparaturbedürftige Sache weiterverwendet, bevor sie
endgültig oder mit Zustimmung des Versicherers vorläufig wiederhergestellt ist, so
leistet der Versicherer Entschädigung nur für Schäden, die mit der Reparaturbe-
dürftigkeit nicht in Zusammenhang stehen.
4.2 Totalschaden
4.2.1 Ein Totalschaden liegt vor, wenn die Wiederherstellungskosten den Zeitwert
der versicherten Sache (4.1.1 Satz 2) übersteigen würden.
4.2.2 Im Falle eines Totalschadens leistet der Versicherer Entschädigung in Höhe
des Zeitwertes der versicherten Sache (4.1.1 Satz 2) nach Abzug des Wertes der
Reste.
4.3 Grenze der Entschädigung
Der Versicherer leistet Entschädigung in jedem Fall nur bis zur Höhe der Versiche-
rungssumme abzüglich des Selbstbehaltes.
4.4 Selbstbehalt
4.4.1 Der Versicherungsnehmer trägt von jedem entschädigungspflichtigen Scha-
den den vereinbarten Selbstbehalt.
4.4.2 Werden durch ein Schadenereignis mehrere versicherte Sachen betroffen, so
wird der Selbstbehalt von der Entschädigung für jede versicherte Sache einzeln
abgezogen.
4.4.3 Wird eine versicherte Sache von mehreren Schadenereignissen betroffen, so
wird der Selbstbehalt von jeder Entschädigung einzeln abgezogen, wenn kein
ursächlicher Zusammenhang dieser Schadenereignisse untereinander besteht.

5 Prämie; Beginn der Haftung
5.1 Der Versicherungsnehmer hat die erste Prämie (Beitrag) bei Aushändigung des
Versicherungsscheines zu zahlen, Folgeprämien am Ersten des Monats, in dem ein
neues Versicherungsjahr beginnt. Die Folgen nicht rechtzeitiger Zahlung der ersten
Prämie oder der ersten Rate der ersten Prämie ergeben sich aus § 38 VVG; im
übrigen gilt § 39 VVG. Rückständige Folgeprämien dürfen nur innerhalb eines Jah-
res seit Ablauf der nach § 39 VVG für sie gesetzten Zahlungsfrist eingezogen wer-
den.
Vorstehende Bestimmungen gelten auch für die vereinbarten Nebenkosten.
5.2 Die Haftung des Versicherers beginnt mit der Einlösung des Versicherungs-
scheins, jedoch nicht vor dem darin festgesetzten Zeitpunkt.
5.3 Endet das Versicherungsverhältnis vor Ablauf der Vertragszeit oder wird es
nach Beginn der Versicherung rückwirkend aufgehoben oder ist es von Anfang an
nichtig, so gebührt dem Versicherer Prämie oder Geschäftsgebühr nach Maßgabe
der gesetzlichen Bestimmungen (z.B. §§ 40, 68 VVG).

5.4 Kündigt der Versicherungsnehmer, so gebührt dem Versicherer die Prämie für
die laufende Versicherungsperiode; kündigt der Versicherer, so gebührt ihm der
Teil der Prämie, der der abgelaufenen Versicherungszeit entspricht.

6 Versicherung für fremde Rechnung
6.1 Bei der Versicherung für fremde Rechnung kann der Versicherungsnehmer
über die Rechte des Versicherten im eigenen Namen verfügen. Der Versicherungs-
nehmer ist ohne Zustimmung
des Versicherten zur Annahme der Entschädigungszahlung sowie zur Übertragung
der Rechte des Versicherten befugt, auch wenn er nicht im Besitz des Versiche-
rungsscheins ist. Der Versicherer kann vor Auszahlung der Entschädigung den
Nachweis verlangen, daß der Versicherte seine Zustimmung zu der Versicherung
und zur Empfangnahme der Entschädigung erteilt hat.
6.2 Der Versicherte kann über seine Rechte nicht verfügen, selbst wenn er im
Besitz des Versicherungsscheins ist; er kann die Zahlung der Entschädigung nur
mit Zustimmung des Versicherungsnehmers verlangen.
6.3 Soweit in diesen Bedingungen Kenntnis und Verhalten des Versicherungsneh-
mers von rechtlicher Bedeutung sind, kommen auch Kenntnis und Verhalten des
Versicherten in Betracht. Im übrigen findet § 79 VVG Anwendung.

7 Obliegenheiten des Versicherungsnehmers im
Versicherungsfall
7.1 Der Versicherungsnehmer hat bei Eintritt eines Versicherungsfalls
7.1.1 den Schaden dem Versicherer spätestens innerhalb von drei Tagen schrift-
lich, nach Möglichkeit telegrafisch oder fernschriftlich, anzuzeigen;
7.1.2 den Schaden nach Möglichkeit abzuwenden und zu mindern und dabei die
Weisungen des Versicherers oder dessen Beauftragten zu befolgen;
7.1.3 das Schadenbild vor der Besichtigung durch den Beauftragten des Versiche-
rers unverändert bestehen zu lassen, soweit nicht die Aufrechterhaltung des Betrie-
bes oder die Sicherheit Eingriffe erfordern, es sei denn, daß die Besichtigung nicht
innerhalb von fünf Tagen nach Eingang der Schadenmeldung erfolgt oder der Ver-
sicherer ausdrücklich auf eine Besichtigung verzichtet;
7.1.4 einem Beauftragten des Versicherers jederzeit die Untersuchung der beschä-
digten Sache zu gestatten und ihm auf Verlangen die für die Feststellung des Scha-
dens erforderlichen Auskünfte zu erteilen.
7.2 Verletzt der Versicherungsnehmer eine der vorstehenden Obliegenheiten, so ist
der Versicherer nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen (§§ 6 Abs. 3, 62
Abs. 2 VVG) von der Entschädigungspflicht frei.

8 Sachverständigenverfahren
8.1 Versicherungsnehmer und Versicherer können nach Eintritt des Versicherungs-
falles vereinbaren, daß Ursache und Höhe des Schadens durch Sachverständige
festgestellt werden. Das Sachverständigenverfahren kann durch Vereinbarung auf
sonstige tatsächliche Voraussetzungen des Entschädigungsanspruchs sowie der
Höhe der Entschädigung ausgedehnt werden. Der Versicherungsnehmer kann ein
Sachverständigenverfahren auch durch einseitige Erklärung gegenüber dem Versi-
cherer verlangen.
8.2 Für das Sachverständigenverfahren gilt:
8.2.1 Jede Partei benennt schriftlich einen Sachverständigen und kann dann die
andere unter Angabe des von ihr benannten Sachverständigen schriftlich auffor-
dern, den zweiten Sachverständigen zu benennen. Wird der zweite Sachverständi-
ge nicht binnen zwei Wochen nach Empfang der Aufforderung benannt, so kann ihn
die auffordernde Partei durch die für den Schadenort zuständige Industrie- und
Handelskammer ernennen lassen. In der Aufforderung ist auf diese Folge hinzuwei-
sen.
8.2.2 Beide Sachverständige benennen schriftlich vor Beginn des Feststellungsver-
fahrens einen dritten Sachverständigen als Obmann. Einigen sie sich nicht, so wird
der Obmann auf Antrag einer Partei durch die für den Schadenort zuständige Indu-
strie- und Handelskammer ernannt.
8.2.3 Der Versicherer darf als Sachverständige keine Personen benennen, die Mit-
bewerber des Versicherungsnehmers sind oder mit ihm in dauernder Geschäftsver-
bindung stehen, ferner keine Personen, die bei Mitbewerbern oder Geschäftspart-
nern angestellt sind oder mit ihnen in einem ähnlichen Verhältnis stehen.
Dies gilt entsprechend für die Benennung eines Obmannes durch die Sachverstän-
digen.
8.2.4 Die Feststellungen der Sachverständigen müssen enthalten:
8.2.4.1 die ermittelten oder vermuteten Ursachen sowie den Umfang der Beschädi-
gungen und Zerstörungen;
8.2.4.2 die Wiederherstellungskosten (4.1 );

Bitte bei
Zuschriften
stets angeben

2. Vertragsgrundlagen sind der Antrag, die gesetzlichen Bestimmungen,
sowie die in diesem Versicherungsschein aufgeführten Allgemeinen
Versicherungsbedingungen und besonderen Vereinbarungen.

3. Beträgt die vereinbarte Versicherungsdauer mindestens ein Jahr, so
verlängert sich der Vertrag jeweils um ein Jahr, wenn er nicht schrift-

lich gekündigt wird. Die Kündigung muß spätestens drei Monate vor
dem Ablauf der anderen Partei zugegangen sein.

4. Der Versicherungsnehmer kann jederzeit auf seine Kosten Abschrif-
ten der Erklärungen fordern, die er bezüglich des Versicherungsvertra-
ges abgegeben hat. Er hat der Gesellschaft die Kosten hierfür zu
erstatten.

R+V Allgemeine Versicherung AG 1. An den mit **.....** bzw. rot kenntlich gemachten Stellen weicht
der Versicherungsschein vom Antrag ab. Wenn nicht innerhalb ei-
nes Monats nach Empfang des Versicherungsscheines in Textform
widersprochen wird, gelten die Abweichungen als genehmigt.

5. Eine etwa erteilte vorläufige Deckungszusage erlischt rück-
wirkend, falls der im Dokument erhobene Betrag nicht unver-
züglich, spätestens jedoch innerhalb von 8 Tagen, gezahlt wird,
auch wenn der Versicherungsfall bereits eingetreten ist.
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8.2.4.3 den Zeitwert (4.1 );
8.2.4.4 den Wert von Altmaterial (4.1.2) oder Resten (4.2.2);
8.2.4.5 Kosten oder Mehrkosten gemäß 4.1.5 und 4.1.6;
8.2.4.6 die Erhöhung des Zeitwertes durch die Wiederherstellung;
8.2.4.7 den Abzug wegen Auswechslung von Konstruktionseinheiten (4.1.7).
8.2.5 Die Sachverständigen übermitteln beiden Parteien gleichzeitig ihre Feststel-
lungen. Weichen die Feststellungen voneinander ab, so übergibt der Versicherer
sie unverzüglich dem Obmann. Dieser entscheidet über die streitig gebliebenen
Punkte innerhalb der durch die Feststellungen der Sachverständigen gezogenen
Grenzen und übermittelt seine Entscheidung beiden Parteien gleichzeitig.
8.2.6 Jede Partei trägt die Kosten ihres Sachverständigen. Die Kosten des Obman-
nes tragen beide Parteien je zur Hälfte.
8.2.7 Die Feststellungen der Sachverständigen oder des Obmannes sind verbind-
lich, wenn nicht nachgewiesen wird, daß sie offenbar von der wirklichen Sachlage
erheblich abweichen. Aufgrund dieser verbindlichen Feststellungen berechnet der
Versicherer gemäß 4 die Entschädigung.
8.2.8 Durch das Sachverständigenverfahren werden die Obliegenheiten des Versi-
cherungsnehmers gemäß 7.1.2, 7.1.3 und 7.1.4 nicht berührt.

9 Zahlung der Entschädigung
9.1 Ist die Leistungspflicht des Versicherers dem Grunde und der Höhe nach fest-
gestellt, so hat die Auszahlung der Entschädigung binnen zwei Wochen zu erfol-
gen. Jedoch kann drei Wochen nach Anzeige des Schadens als Teilzahlung der
Betrag verlangt werden, der nach Lage der Sache mindestens zu zahlen ist. Die
Entschädigung ist nach Ablauf von zwei Wochen seit Fälligkeit zu verzinsen.
9.2 Der Anspruch auf die Entschädigung kann vor Fälligkeit nur mit Zustimmung
des Versicherers abgetreten werden.
9.3 Wenn der Anspruch auf die Entschädigung nicht innerhalb einer Frist von sechs
Monaten gerichtlich geltend gemacht wird, nachdem ihn der Versicherer unter
Angabe der mit dem Ablauf der Frist verbundenen Rechtsfolge schriftlich abgelehnt
hat, ist der Versicherer von der Entschädigungspflicht frei. Wird ein Sachverständi-
genverfahren (8) beantragt, so wird der Ablauf der Frist für dessen Dauer gehemmt.

10 Rechtsverhältnis nach dem Versicherungsfall
10.1 Die Versicherungssumme vermindert sich nicht dadurch, daß eine Entschädi-
gung geleistet wird.
10.2 Nach dem Eintritt eines Versicherungsfalles können Versicherer und Versi-
cherungsnehmer den Versicherungsvertrag kündigen.
Die Kündigung ist schriftlich zu erklären. Sie muß spätestens einen Monat nach
dem Abschluß der Verhandlungen über die Entschädigung zugehen.
Die Kündigung wird einen Monat nach ihrem Zugang wirksam. Der Versicherungs-
nehmer kann bestimmen, daß seine Kündigung sofort oder zu einem späteren Zeit-
punkt wirksam wird, jedoch spätestens zum Schluß des laufenden Versicherungs-
jahres.

11 Schriftliche Form der Erklärungen des Versicherungs-
nehmers; Einschränkung der Agentenvollmacht
11.1 Versicherungsanträge sowie sämtliche Anzeigen und Erklärungen des Versi-
cherungsnehmers bedürfen der Schriftform.
11.2 Die Agenten sind zur Entgegennahme von Anzeigen und Erklärungen des
Versicherungsnehmers nicht bevollmächtigt.

12 Verlängerung des Versicherungsvertrages Versicherungsver-
träge von ein- oder mehrjähriger Dauer verlängern sich um ein Jahr und weiter von
Jahr zu Jahr, wenn sie nicht einen Monat vor dem jeweiligen Ablauf von einer der
beiden Parteien schriftlich gekündigt werden.

Soweit nicht in den Versicherungsbedingungen Abweichendes bestimmt ist, gelten
die gesetzlichen Vorschriften. Die für den Versicherungsnehmer wichtigsten
Bestimmungen aus dem Gesetz über den Versicherungsvertrag (VVG) sind hier
beigefügt.

Bitte bei
Zuschriften
stets angeben

2. Vertragsgrundlagen sind der Antrag, die gesetzlichen Bestimmungen,
sowie die in diesem Versicherungsschein aufgeführten Allgemeinen
Versicherungsbedingungen und besonderen Vereinbarungen.

3. Beträgt die vereinbarte Versicherungsdauer mindestens ein Jahr, so
verlängert sich der Vertrag jeweils um ein Jahr, wenn er nicht schrift-

lich gekündigt wird. Die Kündigung muß spätestens drei Monate vor
dem Ablauf der anderen Partei zugegangen sein.

4. Der Versicherungsnehmer kann jederzeit auf seine Kosten Abschrif-
ten der Erklärungen fordern, die er bezüglich des Versicherungsvertra-
ges abgegeben hat. Er hat der Gesellschaft die Kosten hierfür zu
erstatten.

R+V Allgemeine Versicherung AG 1. An den mit **.....** bzw. rot kenntlich gemachten Stellen weicht
der Versicherungsschein vom Antrag ab. Wenn nicht innerhalb ei-
nes Monats nach Empfang des Versicherungsscheines in Textform
widersprochen wird, gelten die Abweichungen als genehmigt.

5. Eine etwa erteilte vorläufige Deckungszusage erlischt rück-
wirkend, falls der im Dokument erhobene Betrag nicht unver-
züglich, spätestens jedoch innerhalb von 8 Tagen, gezahlt wird,
auch wenn der Versicherungsfall bereits eingetreten ist.
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Auszüge aus den gesetzlichen Bestimmungen (Fassung 12.2001)

1. Gesetz über den Versicherungsvertrag (VVG)
2. Bürgerliches Gesetzbuch (BGB)
3. Handelsgesetzbuch (HGB)
4. Zivilprozeßordnung (ZPO)

1. Gesetz über den Versicherungsvertrag (VVG)

Widerspruchsrecht
§ 5a (1 ) Hat der Versicherer dem Versicherungsnehmer bei Antragstellung die
Versicherungsbedingungen nicht übergeben oder eine Verbraucherinformation
nach § 10a des Versicherungsaufsichtsgesetzes unterlassen, so gilt der Vertrag
auf der Grundlage des Versicherungsscheins, der Versicherungsbedingungen und
der weiteren für den Vertragsinhalt maßgeblichen Verbraucherinformation als abge-
schlossen, wenn der Versicherungsnehmer nicht innerhalb von vierzehn Tagen
nach Überlassung der Unterlagen in Textform widerspricht. Satz 1 ist nicht auf Ver-
sicherungsverträge bei Pensionskassen anzuwenden, die auf arbeitsvertraglichen
Regelungen beruhen. § 5 bleibt unberührt.
(2) Der Lauf der Frist beginnt erst, wenn dem Versicherungsnehmer der Versiche-
rungsschein und die Unterlagen nach Absatz 1 vollständig vorliegen und der Versi-
cherungsnehmer bei Aushändigung des Versicherungsscheins schriftlich, in druck-
technisch deutlicher Form über das Widerspruchsrecht, den Fristbeginn und die
Dauer belehrt worden ist. Der Nachweis über den Zugang der Unterlagen obliegt
dem Versicherer. Zur Wahrung der Frist genügt die rechtzeitige Absendung des
Widerspruchs. Abweichend von Satz 1 erlischt das Recht zum Widerspruch jedoch
ein Jahr nach Aushändigung des Versicherungsscheins.
(3) Gewährt der Versicherer auf besonderen Antrag des Versicherungsnehmers
sofortigen Versicherungsschutz, so kann der Verzicht auf Überlassung der Versi-
cherungsbedingungen und der Verbraucherinformation bei Vertragsschluß verein-
bart werden. Die Unterlagen sind dem Versicherungsnehmer auf Anforderung,
spätestens mit dem Versicherungsschein zu überlassen. Wenn der Versicherungs-
vertrag sofortigen Versicherungsschutz gewährt, hat der Versicherungsnehmer
insoweit kein Widerspruchsrecht nach Absatz 1.

Obliegenheiten
§ 6 (1) Ist im Vertrag bestimmt, daß bei Verletzung einer Obliegenheit, die vor dem
Eintritt des Versicherungsfalls dem Versicherer gegenüber zu erfüllen ist, der Versi-
cherer von der Verpflichtung zur Leistung frei sein soll, so tritt die vereinbarte
Rechtsfolge nicht ein, wenn die Verletzung als eine unverschuldete anzusehen ist.
Der Versicherer kann den Vertrag innerhalb eines Monats, nachdem er von der
Verletzung Kenntnis erlangt hat, ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist kündigen,
es sei denn, daß die Verletzung als eine unverschuldete anzusehen ist. Kündigt der
Versicherer innerhalb eines Monats nicht, so kann er sich auf die vereinbarte Leis-
tungsfreiheit nicht berufen.
(2) Ist eine Obliegenheit verletzt, die von dem Versicherungsnehmer zum Zwecke
der Verminderung der Gefahr oder der Verhütung einer Gefahrerhöhung dem Ver-
sicherer gegenüber zu erfüllen ist, so kann sich der Versicherer auf die vereinbarte
Leistungsfreiheit nicht berufen, wenn die Verletzung keinen Einfluß auf den Eintritt
des Versicherungsfalls oder den Umfang der ihm obliegenden Leistung gehabt hat.
(3) Ist die Leistungsfreiheit für den Fall vereinbart, daß eine Obliegenheit verletzt
wird, die nach dem Eintritt des Versicherungsfalls dem Versicherer gegenüber zu
erfüllen ist, so tritt die vereinbarte Rechtsfolge nicht ein, wenn die Verletzung weder
auf Vorsatz noch auf grober Fahrlässigkeit beruht. Bei grobfahrlässiger Verletzung
bleibt der Versicherer zur Leistung insoweit verpflichtet, als die Verletzung Einfluß
weder auf die Feststellung des Versicherungsfalls noch auf die Feststellung oder
den Umfang der dem Versicherer obliegenden Leistung gehabt hat.
(4) Eine Vereinbarung, nach welcher der Versicherer bei Verletzung einer Oblie-
genheit zum Rücktritt berechtigt sein soll, ist unwirksam.

Stillschweigende Verlängerung; Kündigung; Widerruf
§ 8 (3) Ein Versicherungsverhältnis, das für eine Dauer von mehr als fünf Jahren
eingegangen worden ist, kann zum Ende des fünften oder jedes darauf folgenden
Jahres unter Einhaltung einer Frist von drei Monaten gekündigt werden. Satz 1 gilt
nicht für die Lebens- und Krankenversicherung.
(4) Wird mit Ausnahme der Lebensversicherung ein Versicherungsverhältnis mit
einer längeren Laufzeit als einem Jahr geschlossen, so kann der Versicherungs-
nehmer innerhalb einer Frist von vierzehn Tagen ab Unterzeichnung des Versiche-
rungsantrages seine auf den Vertragsabschluß gerichtete Willenserklärung schrift-
lich widerrufen. Zur Wahrung der Frist genügt die rechtzeitige Absendung des

Widerrufs. Die Frist beginnt erst zu laufen, wenn der Versicherungsnehmer über
sein Widerrufsrecht belehrt und der Versicherungsnehmer die Belehrung durch
Unterschrift bestätigt hat. Unterbleibt die Belehrung, so erlischt das Widerrufsrecht
einen Monat nach Zahlung der ersten Prämie. Das Widerrufsrecht besteht nicht,
wenn und soweit der Versicherer auf Wunsch des Versicherungsnehmers soforti-
gen Versicherungsschutz gewährt oder wenn die Versicherung nach dem Inhalt
des Antrages für die bereits ausgeübte gewerbliche oder selbständige berufliche
Tätigkeit des Versicherungsnehmers bestimmt ist.
(6) Die Absätze 4 und 5 *) finden keine Anwendung, soweit der Versicherungsneh-
mer ein Widerspruchsrecht nach § 5a hat.
*) Anmerkung: Abs. 5 betrifft nur die Lebensversicherung

Fälligkeit der Geldleistungen des Versicherers
§ 11 (1) Geldleistungen des Versicherers sind mit Beendigung der zur Feststellung
des Versicherungsfalls und des Umfangs der Leistung des Versicherers nötigen
Erhebungen fällig.
(2) Sind diese Erhebungen bis zum Ablaufe eines Monats seit der Anzeige des
Versicherungsfalls nicht beendet, so kann der Versicherungsnehmer in Anrech-
nung auf die Gesamtforderung Abschlagszahlungen in Höhe des Betrages verlan-
gen, den der Versicherer nach Lage der Sache mindestens zu zahlen hat.

Verjährung; Klagefrist
§ 12 (1 ) Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren in zwei Jahren,
bei der Lebensversicherung in fünf Jahren. Die Verjährung beginnt mit dem Schluß
des Jahres, in welchem die Leistung verlangt werden kann.
(2) Ist ein Anspruch des Versicherungsnehmers bei dem Versicherer angemeldet
worden, so ist die Verjährung bis zum Eingang der schriftlichen Entscheidung des
Versicherers gehemmt.
(3) Der Versicherer ist von der Verpflichtung zur Leistung frei, wenn der Anspruch
auf die Leistung nicht innerhalb von sechs Monaten gerichtlich geltend gemacht
wird. Die Frist beginnt erst, nachdem der Versicherer dem Versicherungsnehmer
gegenüber den erhobenen Anspruch unter Angabe der mit dem Ablauf der Frist
verbundenen Rechtsfolge schriftlich abgelehnt hat.

Anzeigepflicht
§ 16 (1) Der Versicherungsnehmer hat bei der Schließung des Vertrages alle ihm
bekannten Umstände, die für die Übernahme der Gefahr erheblich sind, dem Versi-
cherer anzuzeigen. Erheblich sind die Gefahrumstände, die geeignet sind, auf den
Entschluß des Versicherers, den Vertrag überhaupt oder mit dem vereinbarten
Inhalt abzuschließen, einen Einfluß auszuüben. Ein Umstand, nach welchem der
Versicherer ausdrücklich und schriftlich gefragt hat, gilt im Zweifel als erheblich.
(2) Ist dieser Vorschrift zuwider die Anzeige eines erheblichen Umstandes unter-
blieben, so kann der Versicherer von dem Vertrage zurücktreten. Das gleiche gilt,
wenn die Anzeige eines erheblichen Umstandes deshalb unterblieben ist, weil sich
der Versicherungsnehmer der Kenntnis des Umstandes arglistig entzogen hat.
(3) Der Rücktritt ist ausgeschlossen, wenn der Versicherer den nicht angezeigten
Umstand kannte oder wenn die Anzeige ohne Verschulden des Versicherungsneh-
mers unterblieben ist.
§ 17 (1 ) Der Versicherer kann von dem Vertrag auch dann zurücktreten, wenn
über einen erheblichen Umstand eine unrichtige Anzeige gemacht worden ist.
(2) Der Rücktritt ist ausgeschlossen, wenn die Unrichtigkeit dem Versicherer
bekannt war oder die Anzeige ohne Verschulden des Versicherungsnehmers
unrichtig gemacht worden ist.
§ 18 Hatte der Versicherungsnehmer die Gefahrumstände an der Hand schriftlicher
von dem Versicherer gestellter Fragen anzuzeigen, so kann der Versicherer wegen
unterbliebener Anzeige
eines Umstandes, nach welchem nicht ausdrücklich gefragt worden ist, nur im
Falle arglistiger Verschweigung zurücktreten.
§ 19 Wird der Vertrag von einem Bevollmächtigten oder von einem Vertreter ohne
Vertretungsvollmacht geschlossen, so kommt für das Rücktrittsrecht des Versiche-
rers nicht nur die Kenntnis und die Arglist des Vertreters, sondern auch die Kennt-
nis und die Arglist des Versicherungsnehmers in Betracht. Der Versicherungsneh-
mer kann sich darauf, daß die Anzeige eines erheblichen Umstandes ohne Ver-
schulden unterblieben oder unrichtig gemacht ist, nur berufen, wenn weder dem
Vertreter noch ihm selbst ein Verschulden zur Last fällt.
§ 20 (1 ) Der Rücktritt kann nur innerhalb eines Monats erfolgen. Die Frist beginnt
mit dem Zeitpunkt, in welchem der Versicherer von der Verletzung der Anzeige-
pflicht Kenntnis erlangt.
(2) Der Rücktritt erfolgt durch Erklärung gegenüber dem Versicherungsnehmer. Im
Falle des Rücktritts sind, soweit dieses Gesetz nicht in Ansehung der Prämie ein
anderes bestimmt, beide Teile verpflichtet, einander die empfangenen Leistungen

Bitte bei
Zuschriften
stets angeben

2. Vertragsgrundlagen sind der Antrag, die gesetzlichen Bestimmungen,
sowie die in diesem Versicherungsschein aufgeführten Allgemeinen
Versicherungsbedingungen und besonderen Vereinbarungen.

3. Beträgt die vereinbarte Versicherungsdauer mindestens ein Jahr, so
verlängert sich der Vertrag jeweils um ein Jahr, wenn er nicht schrift-

lich gekündigt wird. Die Kündigung muß spätestens drei Monate vor
dem Ablauf der anderen Partei zugegangen sein.

4. Der Versicherungsnehmer kann jederzeit auf seine Kosten Abschrif-
ten der Erklärungen fordern, die er bezüglich des Versicherungsvertra-
ges abgegeben hat. Er hat der Gesellschaft die Kosten hierfür zu
erstatten.

R+V Allgemeine Versicherung AG 1. An den mit **.....** bzw. rot kenntlich gemachten Stellen weicht
der Versicherungsschein vom Antrag ab. Wenn nicht innerhalb ei-
nes Monats nach Empfang des Versicherungsscheines in Textform
widersprochen wird, gelten die Abweichungen als genehmigt.

5. Eine etwa erteilte vorläufige Deckungszusage erlischt rück-
wirkend, falls der im Dokument erhobene Betrag nicht unver-
züglich, spätestens jedoch innerhalb von 8 Tagen, gezahlt wird,
auch wenn der Versicherungsfall bereits eingetreten ist.
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zurückzugewähren; eine Geldsumme ist von der Zeit des Empfanges an zu verzin-
sen.
§ 21 Tritt der Versicherer zurück, nachdem der Versicherungsfall eingetreten ist, so
bleibt seine Verpflichtung zur Leistung gleichwohl bestehen, wenn der Umstand, in
Ansehung dessen die Anzeigepflicht verletzt ist, keinen Einfluß auf den Eintritt des
Versicherungsfalls und auf den Umfang der Leistung des Versicherers gehabt hat.

Täuschungsanfechtung
§ 22 Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglistiger Täuschung über
Gefahrumstände anzufechten, bleibt unberührt.

Gefahrerhöhung
§ 23 (1) Nach dem Abschluß des Vertrags darf der Versicherungsnehmer nicht
ohne Einwilligung des Versicherers eine Erhöhung der Gefahr vornehmen oder
deren Vornahme durch einen Dritten gestatten.
(2) Erlangt der Versicherungsnehmer Kenntnis davon, daß durch eine von ihm
ohne Einwilligung des Versicherers vorgenommene oder gestattete Änderung die
Gefahr erhöht ist, so hat er dem Versicherer unverzüglich Anzeige zu machen.
§ 24 (1 ) Verletzt der Versicherungsnehmer die Vorschrift des § 23 Abs. 1, so kann
der Versicherer das Versicherungsverhältnis ohne Einhaltung einer Kündigungs-
frist kündigen. Beruht die Verletzung nicht auf einem Verschulden des Versiche-
rungsnehmers, so braucht dieser die Kündigung erst mit dem Ablauf eines Monats
gegen sich gelten zu lassen.
(2) Das Kündigungsrecht erlischt, wenn es nicht innerhalb eines Monats von dem
Zeitpunkt an ausgeübt wird, in welchem der Versicherer von der Erhöhung der
Gefahr Kenntnis erlangt, oder wenn der Zustand wiederhergestellt ist, der vor der
Erhöhung bestanden hat.
§ 25 (1 ) Der Versicherer ist im Falle einer Verletzung der Vorschrift des § 23 Abs. 1
von der Verpflichtung zur Leistung frei, wenn der Versicherungsfall nach der Erhö-
hung der Gefahr eintritt.
(2) Die Verpflichtung des Versicherers bleibt bestehen, wenn die Verletzung nicht
auf einem Verschulden des Versicherungsnehmers beruht. Der Versicherer ist
jedoch auch in diesem Falle von der Verpflichtung zur Leistung frei, wenn die im §
23 Abs. 2 vorgesehene Anzeige nicht unverzüglich gemacht wird und der Versiche-
rungsfall später als einen Monat nach dem Zeitpunkt, in welchem die Anzeige dem
Versicherer hätte zugehen müssen, eintritt, es sei denn, daß ihm in diesem Zeit-
punkte die Erhöhung der Gefahr bekannt war.
(3) Die Verpflichtung des Versicherers zur Leistung bleibt auch dann bestehen,
wenn zur Zeit des Eintritts des Versicherungsfalls die Frist für die Kündigung des
Versicherers abgelaufen und eine Kündigung nicht erfolgt ist oder wenn die Erhö-
hung der Gefahr keinen Einfluß auf den Eintritt des Versicherungsfalls und auf den
Umfang der Leistung des Versicherers gehabt hat.
§ 26 Die Vorschriften der §§ 23 bis 25 finden keine Anwendung, wenn der Versi-
cherungsnehmer zu der Erhöhung der Gefahr durch das Interesse des Versiche-
rers oder durch ein Ereignis, für welches der Versicherer haftet, oder durch ein
Gebot der Menschlichkeit veranlaßt wird.
§ 27 (1 ) Tritt nach dem Abschluß des Vertrags eine Erhöhung der Gefahr unab-
hängig von dem Willen des Versicherungsnehmers ein, so ist der Versicherer
berechtigt, das Versicherungsverhältnis unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von
einem Monat zu kündigen. Die Vorschriften des § 24 Abs. 2 finden Anwendung.
(2) Der Versicherungsnehmer hat, sobald er von der Erhöhung der Gefahr Kennt-
nis erlangt, dem Versicherer unverzüglich Anzeige zu machen.
§ 28 (1 ) Wird die im § 27 Abs. 2 vorgesehene Anzeige nicht unverzüglich gemacht,
so ist der Versicherer von der Verpflichtung zur Leistung frei, wenn der Versiche-
rungsfall später als einen Monat nach dem Zeitpunkt eintritt, in welchem die Anzei-
ge dem Versicherer hätte zugehen müssen.
(2) Die Verpflichtung des Versicherers bleibt bestehen, wenn ihm die Erhöhung der
Gefahr in dem Zeitpunkt bekannt war, in welchem ihm die Anzeige hätte zugehen
müssen. Das gleiche gilt, wenn zur Zeit des Eintritts des Versicherungsfalls die Frist
für die Kündigung des Versicherers abgelaufen und eine Kündigung nicht erfolgt ist
oder wenn die Erhöhung der Gefahr keinen Einfluß auf den Eintritt des Versiche-
rungsfalls und auf den Umfang der Leistung des Versicherers gehabt hat.
§ 29 Eine unerhebliche Erhöhung der Gefahr kommt nicht in Betracht. Eine Gefahr-
erhöhung kommt auch dann nicht in Betracht, wenn nach den Umständen als ver-
einbart anzusehen ist, daß das Versicherungsverhältnis durch die Gefahrerhöhung
nicht berührt werden soll.
§ 29a Die Vorschriften der §§ 23 bis 29 finden auch Anwendung auf eine in der Zeit
zwischen Stellung und Annahme des Versicherungsantrags eingetretene Gefahrer-
höhung, die dem Versicherer bei der Annahme des Antrags nicht bekannt war.
§ 30 (1) Liegen die Voraussetzungen, unter denen der Versicherer nach den Vor-
schriften dieses Titels zum Rücktritt oder zur Kündigung berechtigt ist, in Ansehung
eines Teiles der Gegenstände oder Personen vor, auf welche sich die Vereinba-
rung bezieht, so steht dem Versicherer das Recht des Rücktritts oder der Kündi-
gung für den übrigen Teil nur zu, wenn anzunehmen ist, daß für diesen allein der

Versicherer den Vertrag unter den gleichen Bestimmungen nicht geschlossen
haben würde.
(2) Macht der Versicherer von dem Recht des Rücktritts oder der Kündigung in
Ansehung eines Teiles der Gegenstände oder Personen Gebrauch, so ist der Ver-
sicherungsnehmer berechtigt, das Versicherungsverhältnis in Ansehung des übri-
gen Teiles zu kündigen; die Kündigung kann nicht für einen späteren Zeitpunkt als
den Schluß der Versicherungsperiode geschehen, in welcher der Rücktritt des Ver-
sicherers oder seine Kündigung wirksam wird.
(3) Liegen in Ansehung eines Teiles der Gegenstände oder Personen, auf welche
sich die Versicherung bezieht, die Voraussetzungen vor, unter denen der Versiche-
rer wegen einer Verletzung der Vorschriften über die Gefahrerhöhung von der Ver-
pflichtung zur Leistung frei ist, so findet auf die Befreiung die Vorschrift des Abs. 1
entsprechende Anwendung.

Kündigung nach Erhöhung des Entgeltes
§ 31 Erhöht der Versicherer auf Grund einer Prämienanpassungsklausel das Ent-
gelt, ohne daß sich der Umfang der Versicherung ändert, so kann der Versiche-
rungsnehmer bis und zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der Änderung kündigen,
sofern das Entgelt pro Jahr um mehr als 5 vom Hundert des zuletzt gezahlten Bei-
trages oder um mehr als 25 vom Hundert des Erstbeitrages steigt.

Verminderung der Gefahr
§ 32 Eine Vereinbarung, durch welche der Versicherungsnehmer bestimmte Oblie-
genheiten zum Zweck der Verminderung der Gefahr oder zum Zweck der Verhü-
tung einer Gefahrerhöhung übernimmt, wird durch die Vorschriften dieses Titels
nicht berührt.

Auskunftspflicht
§ 34 (1 ) Der Versicherer kann nach dem Eintritt des Versicherungsfalls verlangen,
daß der Versicherungsnehmer jede Auskunft erteilt, die zur Feststellung des Versi-
cherungsfalls oder des Umfanges der Leistungspflicht des Versicherers erforderlich
ist.
(2) Belege kann der Versicherer insoweit fordern, als die Beschaffung dem Versi-
cherungsnehmer billigerweise zugemutet werden kann.

Prämie
§ 38 (1 ) Wird die erste oder einmalige Prämie nicht rechtzeitig gezahlt, so ist der
Versicherer, solange die Zahlung nicht bewirkt ist, berechtigt, vom Vertrage zurück-
zutreten. Es gilt als Rücktritt, wenn der Anspruch auf die Prämie nicht innerhalb von
drei Monaten vom Fälligkeitstage an gerichtlich geltend gemacht wird.
(2) Ist die Prämie zur Zeit des Eintritts des Versicherungsfalls noch nicht gezahlt, so
ist der Versicherer von der Verpflichtung zur Leistung frei.
§ 39 (1 ) Wird eine Folgeprämie nicht rechtzeitig gezahlt, so kann der Versicherer
dem Versicherungsnehmer auf dessen Kosten schriftlich eine Zahlungsfrist von
mindestens zwei Wochen bestimmen; zur Unterzeichnung genügt eine Nachbil-
dung der eigenhändigen Unterschrift. Dabei sind die Rechtsfolgen anzugeben, die
nach Abs. 2, 3 mit dem Ablaufe der Frist verbunden sind. Eine Fristbestimmung, die
ohne Beachtung dieser Vorschriften erfolgt, ist unwirksam.
(2) Tritt der Versicherungsfall nach dem Ablaufe der Frist ein und ist der Versiche-
rungsnehmer zur Zeit des Eintritts mit der Zahlung der Prämie oder der geschulde-
ten Zinsen oder Kosten im Verzuge, so ist der Versicherer von der Verpflichtung
zur Leistung frei.
(3) Der Versicherer kann nach dem Ablaufe der Frist, wenn der Versicherungsneh-
mer mit der Zahlung im Verzuge ist, das Versicherungsverhältnis ohne Einhaltung
einer Kündigungsfrist kündigen. Die Kündigung kann bereits bei der Bestimmung
der Zahlungsfrist dergestalt erfolgen, daß sie mit Fristablauf wirksam wird, wenn der
Versicherungsnehmer in diesem Zeitpunkte mit der Zahlung im Verzuge ist; hierauf
ist der Versicherungsnehmer bei der Kündigung ausdrücklich hinzuweisen. Die
Wirkungen der Kündigung fallen fort, wenn der Versicherungsnehmer innerhalb
eines Monats nach der Kündigung oder, falls die Kündigung mit der Fristbestim-
mung verbunden ist, innerhalb eines Monats nach dem Ablaufe der Zahlungsfrist
die Zahlung nachholt, sofern nicht der Versicherungsfall bereits eingetreten ist.
(4) Soweit die in Abs. 2, 3 bezeichneten Rechtsfolgen davon abhängen, daß Zinsen
oder Kosten nicht gezahlt worden sind, treten sie nur ein, wenn die Fristbestimmung
die Höhe der Zinsen oder den Betrag der Kosten angibt.
§ 40 (1) Wird das Versicherungsverhältnis wegen Verletzung einer Obliegenheit
oder wegen Gefahrerhöhung auf Grund der Vorschriften des zweiten Titels durch
Kündigung oder Rücktritt aufgehoben oder wird der Versicherungsvertrag durch
den Versicherer angefochten, so gebührt dem Versicherer gleichwohl die Prämie
bis zum Schluß der Versicherungsperiode, in der er von der Verletzung der Oblie-
genheit, der Gefahrerhöhung oder von dem Anfechtungsgrunde Kenntnis erlangt
hat. Wird die Kündigung erst in der folgenden Versicherungsperiode wirksam, so
gebührt ihm die Prämie bis zur Beendigung des Versicherungsverhältnisses.

Bitte bei
Zuschriften
stets angeben

2. Vertragsgrundlagen sind der Antrag, die gesetzlichen Bestimmungen,
sowie die in diesem Versicherungsschein aufgeführten Allgemeinen
Versicherungsbedingungen und besonderen Vereinbarungen.

3. Beträgt die vereinbarte Versicherungsdauer mindestens ein Jahr, so
verlängert sich der Vertrag jeweils um ein Jahr, wenn er nicht schrift-

lich gekündigt wird. Die Kündigung muß spätestens drei Monate vor
dem Ablauf der anderen Partei zugegangen sein.

4. Der Versicherungsnehmer kann jederzeit auf seine Kosten Abschrif-
ten der Erklärungen fordern, die er bezüglich des Versicherungsvertra-
ges abgegeben hat. Er hat der Gesellschaft die Kosten hierfür zu
erstatten.

R+V Allgemeine Versicherung AG 1. An den mit **.....** bzw. rot kenntlich gemachten Stellen weicht
der Versicherungsschein vom Antrag ab. Wenn nicht innerhalb ei-
nes Monats nach Empfang des Versicherungsscheines in Textform
widersprochen wird, gelten die Abweichungen als genehmigt.

5. Eine etwa erteilte vorläufige Deckungszusage erlischt rück-
wirkend, falls der im Dokument erhobene Betrag nicht unver-
züglich, spätestens jedoch innerhalb von 8 Tagen, gezahlt wird,
auch wenn der Versicherungsfall bereits eingetreten ist.
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(2) Wird das Versicherungsverhältnis wegen nicht rechtzeitiger Zahlung der Prämie
nach § 39 gekündigt, so gebührt dem Versicherer die Prämie bis zur Beendigung
der laufenden Versicherungsperiode. Tritt der Versicherer nach § 38 Abs. 1 zurück,
so kann er nur eine angemessene Geschäftsgebühr verlangen. Ist mit Genehmi-
gung der Aufsichtsbehörde in den Versicherungsbedingungen ein bestimmter
Betrag für die Geschäftsgebühr festgesetzt, so gilt dieser als angemessen.
(3) Endigt das Versicherungsverhältnis nach §13 oder wird es vom Versicherer auf
Grund einer Vereinbarung nach §14 gekündigt, so kann der Versicherungsnehmer
den auf die Zeit nach der Beendigung des Versicherungsverhältnisses entfallenden
Teil der Prämie unter Abzug der für diese Zeit aufgewendeten Kosten zurückfor-
dern.

Gerichtsstand der Agentur
§ 48 (1 ) Hat ein Versicherungsagent den Vertrag vermittelt oder abgeschlossen, so
ist für Klagen, die aus dem Versicherungsverhältnis gegen den Versicherer erho-
ben werden, das Gericht des Ortes zuständig, wo der Agent zur Zeit der Vermitt-
lung oder Schließung seine gewerbliche Niederlassung oder in Ermangelung einer
gewerblichen Niederlassung seinen Wohnsitz hatte.
(2) Die nach Abs. 1 begründete Zuständigkeit kann durch Vereinbarung nicht aus-
geschlossen werden.

Überversicherung
§ 51 (1 ) Ergibt sich, daß die Versicherungssumme den Wert des versicherten
Interesses (Versicherungswert) erheblich übersteigt, so kann sowohl der Versiche-
rer als auch der Versicherungsnehmer verlangen, daß zur Beseitigung der Über-
versicherung die Versicherungssumme, unter verhältnismäßiger Minderung der
Prämie, mit sofortiger Wirkung herabgesetzt wird.
(2) Ist die Überversicherung durch ein Kriegsereignis oder durch eine behördliche
Maßnahme aus Anlaß eines Krieges verursacht oder ist sie die unvermeidliche
Folge eines Krieges, so kann der Versicherungsnehmer das Verlangen nach Abs.
1 mit Wirkung vom Eintritt der Überversicherung abstellen.
(3) Schließt der Versicherungsnehmer den Vertrag in der Absicht, sich aus der
Überversicherung einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verschaffen, so ist der
Vertrag nichtig; dem Versicherer gebührt, sofern er nicht bei der Schließung des
Vertrages von der Nichtigkeit Kenntnis hatte, die Prämie bis zum Schlusse der Ver-
sicherungsperiode, in welcher er diese Kenntnis erlangt.

Doppelversicherung
§ 59 (1) Ist ein Interesse gegen dieselbe Gefahr bei mehreren Versicherern versi-
chert und übersteigen die Versicherungssummen zusammen den Versicherungs-
wert oder übersteigt aus anderen Gründen die Summe der Entschädigungen, die
von jedem einzelnen Versicherer ohne Bestehen der anderen Versicherung zu
zahlen wären, den Gesamtschaden (Doppelversicherung), so sind die Versicherer
in der Weise als Gesamtschuldner verpflichtet, daß dem Versicherungsnehmer
jeder Versicherer für den Betrag haftet, dessen Zahlung ihm nach seinem Vertrag
obliegt, der Versicherungsnehmer aber im ganzen nicht mehr als den Betrag des
Schadens verlangen kann.
(2) Die Versicherer sind im Verhältnis zueinander zu Anteilen nach Maßgabe der
Beträge verpflichtet, deren Zahlung ihnen dem Versicherungsnehmer gegenüber
vertragsmäßig obliegt. Findet auf eine der Versicherungen ausländisches Recht
Anwendung, so kann der Versicherer, für den das ausländische Recht gilt, gegen
den anderen Versicherer einen Anspruch auf Ausgleichung nur geltend machen,
wenn er selbst nach dem für ihn maßgebenden Rechte zur Ausgleichung verpflich-
tet ist.
(3) Hat der Versicherungsnehmer eine Doppelversicherung in der Absicht genom-
men, sich dadurch einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verschaffen, so ist
jeder in dieser Absicht geschlossene Vertrag nichtig; dem Versicherer gebührt,
sofern er nicht bei der Schließung des Vertrages von der Nichtigkeit Kenntnis hatte,
die Prämie bis zum Schlusse der Versicherungsperiode, in welcher er diese Kennt-
nis erlangt.
§ 60 (1 ) Hat der Versicherungsnehmer den Vertrag, durch welchen die Doppelver-
sicherung entstanden ist, ohne Kenntnis von dem Entstehen der Doppelversiche-
rung geschlossen, so kann er verlangen, daß der später geschlossene Vertrag auf-
gehoben oder die Versicherungssumme unter verhältnismäßiger Minderung der
Prämie auf den Teilbetrag herabgesetzt wird, der durch die frühere Versicherung
nicht gedeckt ist.
(2) Das gleiche gilt, wenn die Doppelversicherung dadurch entstanden ist, daß
nach Abschluß der mehreren Versicherungen der Versicherungswert gesunken ist.
Sind jedoch in diesem Falle die mehreren Versicherungen gleichzeitig oder im Ein-
vernehmen der Versicherer geschlossen worden, so kann der Versicherungsneh-
mer nur verhältnismäßige Herabsetzung der Versicherungssummen und Prämien
verlangen.
(3) Die Aufhebung oder Herabsetzung wird erst mit dem Ablaufe der Versiche-
rungsperiode wirksam, in der sie verlangt wird. Das Recht, die Aufhebung oder

Herabsetzung zu verlangen, erlischt, wenn der Versicherungsnehmer es nicht
unverzüglich geltend macht, nachdem er von der Doppelversicherung Kenntnis
erlangt hat.

Schuldhafte Herbeiführung des Versicherungsfalles
§ 61 Der Versicherer ist von der Verpflichtung zur Leistung frei, wenn der Versiche-
rungsnehmer den Versicherungsfall vorsätzlich oder durch grobe Fahrlässigkeit
herbeiführt.

Rettungspflicht
§ 62 (1 ) Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, bei dem Eintritte des Versiche-
rungsfalls nach Möglichkeit für die Abwendung und Minderung des Schadens zu
sorgen und dabei die Weisungen des Versicherers zu befolgen; er hat, wenn die
Umstände es gestatten, solche Weisungen einzuholen. Sind mehrere Versicherer
beteiligt und sind von ihnen entgegenstehende Weisungen gegeben, so hat der
Versicherungsnehmer nach eigenem pflichtgemäßen Ermessen zu handeln.
(2) Hat der Versicherungsnehmer diese Obliegenheiten verletzt, so ist der Versi-
cherer von der Verpflichtung zur Leistung frei, es sei denn, daß die Verletzung
weder auf Vorsatz noch auf grober Fahrlässigkeit beruht. Bei grobfahrlässiger Ver-
letzung bleibt der Versicherer zur Leistung insoweit verpflichtet, als der Umfang des
Schadens auch bei gehöriger Erfüllung der Obliegenheiten nicht geringer gewesen
wäre.

Aufwendungen für Minderung des Schadens
§ 63 (1 ) Aufwendungen, die der Versicherungsnehmer gemäß § 62 macht, fallen,
auch wenn sie erfolglos bleiben, dem Versicherer zur Last, soweit der Versiche-
rungsnehmer sie den Umständen nach für geboten halten durfte. Der Versicherer
hat Aufwendungen, die in Gemäßheit der von ihm gegebenen Weisungen gemacht
worden sind, auch insoweit zu ersetzen, als sie zusammen mit der übrigen Ent-
schädigung die Versicherungssumme übersteigen. Er hat den für die Aufwendun-
gen erforderlichen Betrag auf Verlangen des Versicherungsnehmers vorzuschie-
ßen.
(2) Bei einer Unterversicherung sind die Aufwendungen nur nach dem in den §§ 56,
57 bezeichneten Verhältnisse zu erstatten.

Gesetzlicher Forderungsübergang
§ 67 (1 ) Steht dem Versicherungsnehmer ein Anspruch auf Ersatz des Schadens
gegen einen Dritten zu, so geht der Anspruch auf den Versicherer über, soweit die-
ser dem Versicherungsnehmer den Schaden ersetzt. Der Übergang kann nicht
zum Nachteile des Versicherungsnehmers geltend gemacht werden. Gibt der Ver-
sicherungsnehmer seinen Anspruch gegen den Dritten oder ein zur Sicherung des
Anspruchs dienendes Recht auf, so wird der Versicherer von seiner Ersatzpflicht
insoweit frei, als er aus dem Anspruch oder dem Rechte hätte Ersatz erlangen kön-
nen.
(2) Richtet sich der Ersatzanspruch des Versicherungsnehmers gegen einen mit
ihm in häuslicher Gemeinschaft lebenden Familienangehörigen, so ist der Über-
gang ausgeschlossen; der Anspruch geht jedoch über, wenn der Angehörige den
Schaden vorsätzlich verursacht hat.

Interessenmangel
§ 68 (1) Besteht das versicherte Interesse bei dem Beginn der Versicherung nicht
oder gelangt, falls die Versicherung für ein künftiges Unternehmen oder sonst für
ein künftiges Interesse genommen ist, das Interesse nicht zur Entstehung, so ist der
Versicherungsnehmer von der Verpflichtung zur Zahlung der Prämie frei; der Versi-
cherer kann eine angemessene Geschäftsgebühr verlangen.
(2) Fällt das versicherte Interesse nach dem Beginn der Versicherung weg, so
gebührt dem Versicherer die Prämie, die er hätte erheben können, wenn die Versi-
cherung nur bis zu dem Zeitpunkt beantragt worden wäre, in welchem der Versi-
cherer von dem Wegfall des Interesses Kenntnis erlangt.
(3) Fällt das versicherte Interesse nach dem Beginn der Versicherung durch ein
Kriegsereignis oder durch eine behördliche Maßnahme aus Anlaß eines Krieges
weg oder ist der Wegfall des Interesses die unvermeidliche Folge eines Krieges, so
gebührt dem Versicherer nur der Teil der Prämie, welcher der Dauer der Gefahrtra-
gung entspricht.
(4) Fällt das versicherte Interesse weg, weil der Versicherungsfall eingetreten ist, so
gebührt dem Versicherer die Prämie für die laufende Versicherungsperiode.

Veräußerung der versicherten Sache
§ 69 (1) Wird die versicherte Sache von dem Versicherungsnehmer veräußert, so
tritt an Stelle des Veräußerers der Erwerber in die während der Dauer seines

Bitte bei
Zuschriften
stets angeben

2. Vertragsgrundlagen sind der Antrag, die gesetzlichen Bestimmungen,
sowie die in diesem Versicherungsschein aufgeführten Allgemeinen
Versicherungsbedingungen und besonderen Vereinbarungen.

3. Beträgt die vereinbarte Versicherungsdauer mindestens ein Jahr, so
verlängert sich der Vertrag jeweils um ein Jahr, wenn er nicht schrift-

lich gekündigt wird. Die Kündigung muß spätestens drei Monate vor
dem Ablauf der anderen Partei zugegangen sein.

4. Der Versicherungsnehmer kann jederzeit auf seine Kosten Abschrif-
ten der Erklärungen fordern, die er bezüglich des Versicherungsvertra-
ges abgegeben hat. Er hat der Gesellschaft die Kosten hierfür zu
erstatten.

R+V Allgemeine Versicherung AG 1. An den mit **.....** bzw. rot kenntlich gemachten Stellen weicht
der Versicherungsschein vom Antrag ab. Wenn nicht innerhalb ei-
nes Monats nach Empfang des Versicherungsscheines in Textform
widersprochen wird, gelten die Abweichungen als genehmigt.

5. Eine etwa erteilte vorläufige Deckungszusage erlischt rück-
wirkend, falls der im Dokument erhobene Betrag nicht unver-
züglich, spätestens jedoch innerhalb von 8 Tagen, gezahlt wird,
auch wenn der Versicherungsfall bereits eingetreten ist.
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Eigentums aus dem Versicherungsverhältnis sich ergebenden Rechte und Pflich-
ten des Versicherungsnehmers ein.
(2) Für die Prämie, welche auf die zur Zeit des Eintritts laufende Versicherungsperi-
ode entfällt, haften der Veräußerer und der Erwerber als Gesamtschuldner.
(3) Der Versicherer hat in Ansehung der durch das Versicherungsverhältnis gegen
ihn begründeten Forderungen die Veräußerung erst dann gegen sich selbst gelten
zu lassen, wenn er von ihr Kenntnis erlangt; die Vorschriften der §§ 406 bis 408
des Bürgerlichen Gesetzbuches finden entsprechende Anwendung.
§ 70 (1 ) Der Versicherer ist berechtigt, dem Erwerber das Versicherungsverhältnis
unter Einhaltung einer Frist von einem Monat zu kündigen. Das Kündigungsrecht
erlischt, wenn der Versicherer es nicht innerhalb eines Monats von dem Zeitpunkt
an ausübt, in welchem er von der Veräußerung Kenntnis erlangt.
(2) Der Erwerber ist berechtigt, das Versicherungsverhältnis zu kündigen; die Kün-
digung kann nur mit sofortiger Wirkung oder auf den Schluß der laufenden Versi-
cherungsperiode erfolgen. Das Kündigungsrecht erlischt, wenn es nicht innerhalb
eines Monats nach dem Erwerb ausgeübt wird; hatte der Erwerber von der Versi-
cherung keine Kenntnis, so bleibt das Kündigungsrecht bis zum Ablauf eines
Monats von dem Zeitpunkt an bestehen, in welchem der Erwerber von der Versi-
cherung Kenntnis erlangt.
(3) Wird das Versicherungsverhältnis auf Grund dieser Vorschriften gekündigt, so
hat der Veräußerer dem Versicherer die Prämie zu zahlen, jedoch nicht über die
zur Zeit der Beendigung des Versicherungsverhältnisses laufende Versicherungs-
periode hinaus; eine Haftung des Erwerbers für die Prämie findet in diesen Fällen
nicht statt.
§ 71 (1 ) Die Veräußerung ist dem Versicherer unverzüglich anzuzeigen. Wird die
Anzeige weder von dem Erwerber noch von dem Veräußerer unverzüglich
gemacht, so ist der Versicherer von der Verpflichtung zur Leistung frei, wenn der
Versicherungsfall später als einen Monat nach dem Zeitpunkt eintritt, in welchem
die Anzeige dem Versicherer hätte zugehen müssen.
(2) Die Verpflichtung des Versicherers zur Leistung bleibt bestehen, wenn ihm die
Veräußerung in dem Zeitpunkte bekannt war, in welchem ihm die Anzeige hätte
zugehen müssen. Das gleiche gilt, wenn zur Zeit des Eintritts des Versicherungs-
falls die Frist für die Kündigung des Versicherers abgelaufen und eine Kündigung
nicht erfolgt ist.

Kenntnis und Verhalten des Versicherungsnehmers und des
Versicherten
§ 79 (1) Soweit nach den Vorschriften dieses Gesetzes die Kenntnis und das Ver-
halten des Versicherungsnehmers von rechtlicher Bedeutung ist kommt bei der
Versicherung für fremde Rechnung auch die Kenntnis und das Verhalten des Ver-
sicherten in Betracht.
(2) Auf die Kenntnis des Versicherten kommt es nicht an, wenn der Vertrag ohne
sein Wissen geschlossen worden ist oder eine rechtzeitige Benachrichtigung des
Versicherungsnehmers nicht tunlich war.
(3) Hat der Versicherungsnehmer den Vertrag ohne Auftrag des Versicherten
geschlossen und bei der Schließung den Mangel des Auftrags dem Versicherer
nicht angezeigt, so braucht dieser den Einwand, daß der Vertrag ohne Wissen des
Versicherten geschlossen ist, nicht gegen sich gelten zu lassen.

Gefahrerhöhung und Veräußerung bei Güterversicherung
§ 142 Bei der Versicherung von Gütern ist der Versicherer nicht berechtigt, das
Versicherungsverhältnis wegen einer unabhängig von dem Willen des Versiche-
rungsnehmers eingetretenen Erhöhung der Gefahr oder wegen einer Veräußerung
der versicherten Güter zu kündigen. Der Versicherungsnehmer ist nicht verpflichtet,
eine solche Gefahrerhöhung oder eine Veräußerung dem Versicherer anzuzeigen.

Aufwendungen zur Minderung des Schadens
§ 144 (1) Aufwendungen, die der Versicherungsnehmer gemäß § 62 zur Abwen-
dung oder Minderung des Schadens macht, fallen, soweit der Versicherungsneh-
mer sie für geboten halten durfte, dem Versicherer ohne Rücksicht darauf zur Last,
ob sie zusammen mit der übrigen Entschädigung die Versicherungssumme über-
steigen.

(2) Sind Aufwendungen zur Abwendung oder Minderung oder zur Ermittlung und
Feststellung eines Schadens oder zur Wiederherstellung oder Ausbesserung der
durch einen Versicherungsfall beschädigten Sache gemacht oder Beiträge zur gro-
ßen Haverei geleistet oder ist eine persönliche Verpflichtung des Versicherungs-
nehmers zur Entrichtung solcher Beiträge entstanden, so haftet der Versicherer für
den Schaden, der durch einen späteren Versicherungsfall verursacht wird, ohne
Rücksicht auf die ihm zur Last fallenden früheren Aufwendungen und Beiträge.

2. Bürgerliches Gesetzbuch (BGB)

Verzugsschaden
§ 286 (1 ) Der Schuldner hat dem Gläubiger den durch den Verzug entstehenden
Schaden zu ersetzen.

Verzugszinsen
§ 288 (1 ) Eine Geldschuld ist während des Verzugs mit vier von Hundert für das
Jahr zu verzinsen. Kann der Gläubiger aus einem anderen Rechtsgrunde höhere
Zinsen verlangen, so sind diese fortzuentrichten.
(2) Die Geltendmachung eines weiteren Schadens ist nicht ausgeschlossen.

3. Handelsgesetzbuch (HGB)

Zinssatz
§ 352 Die Höhe der gesetzlichen Zinsen, mit Einschluß der Verzugszinsen, ist bei
beiderseitigen Handelsgeschäften fünf vom Hundert für das Jahr. Das gleich gilt,
wenn für eine Schuld aus einem solchen Handelsgeschäfte Zinsen ohne Bestim-
mung des Zinsfußes versprochen sind.

4. Zivilprozeßordnung (ZPO)

Allg. Gerichtsstand juristischer Personen usw.
§ 17 (1) Der allgemeine Gerichtsstand der Gemeinden, der Korporationen sowie
derjenigen Gesellschaften, Genossenschaften oder anderen Vereine und derjeni-
gen Stiftungen, Anstalten und Vermögensmassen, die als solche verklagt werden
können, wird durch ihren Sitz bestimmt. Als Sitz gilt, wenn sich nicht anderes ergibt,
der Ort, wo die Verwaltung geführt wird.
(3) Neben dem durch die Vorschriften dieses Paragraphen bestimmten Gerichts-
stand ist ein durch Statut oder in anderer Weise besonders geregelter Gerichts-
stand zulässig.

Besonderer Gerichtsstand der Niederlassung
§ 21 (1 ) Hat jemand zum Betriebe einer Fabrik, einer Handlung oder eines anderen
Gewerbes eine Niederlassung, von der aus unmittelbar Geschäfte geschlossen
werden, so können gegen ihn alle Klagen, die auf den Geschäftsbetrieb der Nieder-
lassung Bezug haben, bei dem Gericht des Ortes erhoben werden, wo die Nieder-
lassung sich befindet.

Besonderer Gerichtsstand des Erfüllungsortes
§ 29 (1 ) Für Streitigkeiten aus einem Vertragsverhältnis und über dessen Bestehen
ist das Gericht des Ortes zuständig, an dem die streitige Verpflichtung zu erfüllen
ist.
(2) Eine Vereinbarung über den Erfüllungsort begründet die Zuständigkeit nur,
wenn die Vertragsparteien Kaufleute, die nicht zu den in § 4 des Handelsgesetz-
buchs bezeichneten Gewerbetreibenden gehören, juristische Personen des öffentli-
chen Rechts oder öffentlich-rechtliche Sondervermögen sind.

Bitte bei
Zuschriften
stets angeben

2. Vertragsgrundlagen sind der Antrag, die gesetzlichen Bestimmungen,
sowie die in diesem Versicherungsschein aufgeführten Allgemeinen
Versicherungsbedingungen und besonderen Vereinbarungen.

3. Beträgt die vereinbarte Versicherungsdauer mindestens ein Jahr, so
verlängert sich der Vertrag jeweils um ein Jahr, wenn er nicht schrift-

lich gekündigt wird. Die Kündigung muß spätestens drei Monate vor
dem Ablauf der anderen Partei zugegangen sein.

4. Der Versicherungsnehmer kann jederzeit auf seine Kosten Abschrif-
ten der Erklärungen fordern, die er bezüglich des Versicherungsvertra-
ges abgegeben hat. Er hat der Gesellschaft die Kosten hierfür zu
erstatten.

R+V Allgemeine Versicherung AG 1. An den mit **.....** bzw. rot kenntlich gemachten Stellen weicht
der Versicherungsschein vom Antrag ab. Wenn nicht innerhalb ei-
nes Monats nach Empfang des Versicherungsscheines in Textform
widersprochen wird, gelten die Abweichungen als genehmigt.

5. Eine etwa erteilte vorläufige Deckungszusage erlischt rück-
wirkend, falls der im Dokument erhobene Betrag nicht unver-
züglich, spätestens jedoch innerhalb von 8 Tagen, gezahlt wird,
auch wenn der Versicherungsfall bereits eingetreten ist.
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Merkblatt zur Datenverarbeitung (Fassung 08.2002)

Vorbemerkung
Versicherungen können heute ihre Aufgaben nur noch mit Hilfe der elektronischen
Datenverarbeitung (EDV) erfüllen. Nur so lassen sich Vertragsverhältnisse korrekt,
schnell und wirtschaftlich abwickeln; auch bietet die EDV einen besseren Schutz
der Versichertengemeinschaft vor missbräuchlichen Handlungen als die bisherigen
manuellen Verfahren. Die Verarbeitung der uns bekannt gegebenen Daten zu Ihrer
Person wird durch das Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) geregelt. Danach ist die
Datenverarbeitung und -nutzung zulässig, wenn das BDSG oder eine andere
Rechtsvorschrift sie erlaubt oder wenn der Betroffene eingewilligt hat. Das BDSG
erlaubt die Datenverarbeitung und -nutzung stets, wenn dies im Rahmen der
Zweckbestimmung eines Vertragsverhältnisses oder vertragsähnlichen Vertrau-
ensverhältnisses geschieht oder soweit es zur Wahrung berechtigter Interessen
der speichernden Stelle erforderlich ist und kein Grund zur Annahme besteht, dass
das schutzwürdige Interesse des Betroffenen an dem Ausschluss der Verarbeitung
oder Nutzung überwiegt.

Einwilligungserklärung
Unabhängig von dieser im Einzelfall vorzunehmenden Interessenabwägung und im
Hinblick auf eine sichere Rechtsgrundlage für die Datenverarbeitung ist in Ihren
Versicherungsantrag eine Einwilligungserklärung nach dem BDSG aufgenommen
worden. Diese gilt über die Beendigung des Versicherungsvertrages hinaus, endet
jedoch - außer in der Lebens- und Unfallversicherung - schon mit Ablehnung des
Antrags oder durch Ihren jederzeit möglichen Widerruf. Wird die Einwilligungserklä-
rung bei Antragstellung ganz oder teilweise gestrichen, kommt es u.U. nicht zu
einem Vertragsabschluß. Trotz Widerruf oder ganz bzw. teilweise gestrichener Ein-
willigungserklärung kann eine Datenverarbeitung und -nutzung in dem begrenzten
gesetzlich zulässigen Rahmen, wie in der Vorbemerkung beschrieben, erfolgen.

Schweigepflichtentbindungserklärung
Daneben setzt auch die Übermittlung von Daten, die wie z.B. beim Arzt, einem
Berufsgeheimnis unterliegen, eine spezielle Erlaubnis des Betroffenen (Schweige-
pflichtentbindung) voraus. In der Lebens-, Kranken- und Unfallversicherung (Perso-
nenversicherung) ist daher im Antrag auch eine Schweigepflichtentbindungsklausel
enthalten.

Im folgenden wollen wir Ihnen einige wesentliche Beispiele für die Datenverarbei-
tung und -nutzung nennen.

1. Datenspeicherung bei Ihrem Versicherer
Wir speichern Daten, die für den Versicherungsvertrag notwendig sind. Das sind
zunächst Ihre Angaben im Antrag (Antragsdaten). Weiter werden zum Vertrag ver-
sicherungstechnische Daten wie Kundennummer (Partnernummer), Versiche-
rungssumme, Versicherungsdauer, Beitrag, Bankverbindung sowie erforderlichen-
falls die Angaben eines Dritten, z.B. eines Vermittlers, eines Sachverständigen oder
eines Arztes geführt (Vertragsdaten). Bei einem Versicherungsfall speichern wir
Ihre Angaben zum Schaden und ggf. auch Angaben von Dritten, wie z.B. den vom
Arzt ermittelten Grad der Berufsunfähigkeit, die Feststellung Ihrer Reparaturwerk-
statt über einen Kfz-Totalschaden oder bei Ablauf einer Lebensversicherung den
Auszahlungsbetrag (Leistungsdaten).

2. Datenübermittlung an Rückversicherer
Im Interesse seiner Versicherungsnehmer wird ein Versicherer stets auf einen Aus-
gleich der von ihm übernommenen Risiken achten. Deshalb geben wir in vielen Fäl-
len einen Teil der Risiken an Rückversicherer im In- und Ausland ab. Diese Rück-
versicherer benötigen ebenfalls entsprechende versicherungstechnische Angaben
von uns, wie Versicherungsnummer, Beitrag, Art des Versicherungsschutzes und
des Risikos und Risikozuschlags sowie im Einzelfall auch Ihre Personalien. Soweit
Rückversicherer bei der Risiko- und Schadenbeurteilung mitwirken, werden Ihnen
auch die dafür erforderlichen Unterlagen zur Verfügung gestellt.

In einigen Fällen bedienen sich die Rückversicherer weiterer Rückversicherer,
denen sie ebenfalls entsprechende Daten übergeben.

3. Datenübermittlung an andere Versicherer
Nach dem Versicherungsvertragsgesetz hat der Versicherte bei Antragstellung,
jeder Vertragsänderung und im Schadenfall dem Versicherer alle für die Einschät-
zung des Wagnisses und die Schadenabwicklung wichtigen Umstände anzugeben.
Hierzu gehören z.B. frühere Krankheiten und Versicherungsfälle oder Mitteilungen

über gleichartige andere Versicherungen (beantragte, bestehende, abgelehnte
oder gekündigte). Um Versicherungsmissbrauch zu verhindern, eventuelle Wider-
sprüche in den Angaben des Versicherten aufzuklären oder um Lücken bei den
Feststellungen zum entstandenen Schaden zu schließen, kann es erforderlich sein,
andere Versicherer um Auskunft zu bitten oder entsprechende Auskünfte auf Anfra-
gen zu erteilen.

Auch sonst bedarf es in bestimmten Fällen (Doppelversicherungen, gesetzlicher
Forderungsübergang sowie bei Teilungsabkommen) eines Austausches von perso-
nenbezogenen Daten unter den Versicherern. Dabei werden Daten des Betroffe-
nen weitergegeben, wie Name und Anschrift, Kfz-Kennzeichen, Art des Versiche-
rungsschutzes und des Risikos oder Angaben zum Schaden, wie Schadenhöhe
und Schadentag.

4. Zentrale Hinweissysteme
Bei Prüfung eines Antrags oder eines Schadens kann es notwendig sein, zur Risi-
kobeurteilung, zur weiteren Aufklärung des Sachverhalts oder zur Verhinderung
von Versicherungsmissbrauch Anfragen an den zuständigen Fachverband bzw. an
andere Versicherer zu richten oder auch entsprechende Anfragen anderer Versi-
cherer zu beantworten. Dazu bestehen beim Gesamtverband der Deutschen Versi-
cherungswirtschaft e.V. und beim Verband der privaten Krankenversicherung e.V.
zentrale Hinweissysteme.

Die Aufnahme in diese Hinweissysteme und deren Nutzung erfolgt lediglich zu
Zwecken, die mit dem jeweiligen System verfolgt werden dürfen, also nur soweit
bestimmte Voraussetzungen erfüllt sind.

Beispiele:

Kfz-Versicherer
- Registrierung von auffälligen Schadenfällen, Kfz-Diebstählen sowie von Perso-
nen, bei denen der Verdacht des Versicherungsmissbrauchs besteht.
Zweck: Risikoprüfung, Schadenaufklärung und -verhütung.

Lebensversicherer
- Aufnahme von Sonderrisiken, z.B. Ablehnung des Risikos bzw. Annahme mit Bei-
tragszuschlag
- aus versicherungsmedizinischen Gründen,
- aufgrund der Auskünfte anderer Versicherer,
- wegen verweigerter Nachuntersuchung;
Aufhebung des Vertrages durch Rücktritt oder Anfechtung seitens des Versiche-
rers; Ablehnung des Vertrages seitens des Versicherungsnehmers wegen gefor-
derter Beitragszuschläge.
Zweck: Risikoprüfung.

Rechtsschutzversicherer
- Vorzeitige Kündigungen und Kündigungen zum normalen Vertragsablauf durch
den Versicherer nach mindestens zwei Versicherungsfällen innerhalb von 12
Monaten.
- Kündigungen zum normalen Vertragsablauf durch den Versicherer nach minde-
stens 3 Versicherungsfällen innerhalb von 36 Monaten.
- Vorzeitige Kündigungen und Kündigungen zum normalen Vertragsablauf bei kon-
kret begründetem Verdacht einer betrügerischen Inanspruchnahme der Versiche-
rung.
Zweck: Überprüfung der Angaben zu Vorversicherungen bei der Antragstellung.

Sachversicherer
- Aufnahme von Schäden und Personen, wenn Brandstiftung vorliegt oder wenn
aufgrund des Verdachts des Versicherungsmissbrauchs der Vertrag gekündigt wird
und bestimmte Schadensummen erreicht sind.
Zweck: Risikoprüfung, Schadenaufklärung, Verhinderung weiteren Missbrauchs.

Transportversicherer
- Aufnahme von auffälligen (Verdacht des Versicherungsmissbrauchs) Schadenfäl-
len, insbesondere in der Reisegepäckversicherung.
Zweck: Schadenaufklärung und Verhinderung von Versicherungsmissbrauch.

Unfallversicherer
- Meldung bei erheblicher Verletzung der vorvertraglichen Anzeigepflicht,
- Leistungsablehnung wegen vorsätzlicher Obliegenheitsverletzung im Schadenfall,
wegen Vortäuschung eines Unfalls oder von Unfallfolgen,
- außerordentlicher Kündigung durch den Versicherer nach Leistungserbringung
oder Klageerhebung auf Leistung.

Bitte bei
Zuschriften
stets angeben

2. Vertragsgrundlagen sind der Antrag, die gesetzlichen Bestimmungen,
sowie die in diesem Versicherungsschein aufgeführten Allgemeinen
Versicherungsbedingungen und besonderen Vereinbarungen.

3. Beträgt die vereinbarte Versicherungsdauer mindestens ein Jahr, so
verlängert sich der Vertrag jeweils um ein Jahr, wenn er nicht schrift-

lich gekündigt wird. Die Kündigung muß spätestens drei Monate vor
dem Ablauf der anderen Partei zugegangen sein.

4. Der Versicherungsnehmer kann jederzeit auf seine Kosten Abschrif-
ten der Erklärungen fordern, die er bezüglich des Versicherungsvertra-
ges abgegeben hat. Er hat der Gesellschaft die Kosten hierfür zu
erstatten.

R+V Allgemeine Versicherung AG 1. An den mit **.....** bzw. rot kenntlich gemachten Stellen weicht
der Versicherungsschein vom Antrag ab. Wenn nicht innerhalb ei-
nes Monats nach Empfang des Versicherungsscheines in Textform
widersprochen wird, gelten die Abweichungen als genehmigt.

5. Eine etwa erteilte vorläufige Deckungszusage erlischt rück-
wirkend, falls der im Dokument erhobene Betrag nicht unver-
züglich, spätestens jedoch innerhalb von 8 Tagen, gezahlt wird,
auch wenn der Versicherungsfall bereits eingetreten ist.
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Zweck: Risikoprüfung und Aufdeckung von Versicherungsmissbrauch.

Allgemeine Haftpflichtversicherung
- Registrierung von auffälligen Schadenfällen sowie von Personen, bei denen der
Verdacht des Versicherungsmissbrauchs besteht.
Zweck: Risikoprüfung, Schadenaufklärung und -verhütung.

5. Datenverarbeitung in und außerhalb der Unternehmens-
gruppe
Einzelne Versicherungsbranchen (z.B. Lebens-, Kranken-, Sachversicherung) und
andere Finanzdienstleistungen, z.B. Kredite, Bausparen, Kapitalanlagen, Immobi-
lien werden durch rechtlich selbständige Unternehmen betrieben. Um den Kunden
einen umfassenden Versicherungsschutz anbieten zu können, arbeiten die Unter-
nehmen häufig in Unternehmensgruppen zusammen.

Zur Kostenersparnis werden dabei einzelne Bereiche zentralisiert, wie das Inkasso
oder die Datenverarbeitung. So wird z.B. Ihre Adresse nur einmal gespeichert,
auch wenn Sie Verträge mit verschiedenen Unternehmen der Gruppe abschließen;
und auch Ihre Versicherungsnummer, die Art der Verträge, ggf. Ihr Geburtsdatum,
Kontonummer und Bankleitzahl, d.h. Ihre allgemeinen Antrags-, Vertrags- und Leis-
tungsdaten, werden in einer zentralen Datensammlung geführt.

Dabei sind sog. Partnerdaten (z.B. Name, Adresse, Kundennummer, Kontonum-
mer, Bankleitzahl, bestehende Verträge) von allen Unternehmen der Gruppe
abfragbar. Auf diese Weise kann eingehende Post immer richtig zugeordnet und
bei telefonischen Anfragen sofort der zuständige Partner genannt werden. Auch
Geldeingänge können so in Zweifelsfällen ohne Rückfragen korrekt verbucht wer-
den.

Die übrigen allgemeinen Antrags-, Vertrags- und Leistungsdaten sind dagegen nur
von den Versicherungsunternehmen der Gruppe abfragbar.

Obwohl alle diese Daten nur zur Beratung und Betreuung des jeweiligen Kunden
durch die einzelnen Unternehmen verwendet werden, spricht das Gesetz auch hier
von "Datenübermittlung", bei der die Vorschriften des Bundesdatenschutzgesetzes
zu beachten sind. Branchenspezifische Daten - wie z.B. Gesundheits- oder Boni-
tätsdaten - bleiben dagegen unter ausschließlicher Verfügung der jeweiligen Unter-
nehmen.

Unserer Versicherungsgruppe gehören z.Z. folgende Unternehmen an:

R+V VERSICHERUNG AG
R+V ALLGEMEINE VERSICHERUNG AG
R+V LEBENSVERSICHERUNG AG
R+V RECHTSSCHUTZVERSICHERUNG AG
R+V KRANKENVERSICHERUNG AG
R+V LEBENSVERSICHERUNG a.G.
R+V PENSIONSVERSICHERUNG a.G.
R+V PENSIONSFONDS AG
VEREINIGTE TIERVERSICHERUNG GESELLSCHAFT a.G.
R+V LUXEMBOURG LEBENSVERSICHERUNG S.A.
KRAVAG-LOGISTIC VERSICHERUNGS-AG
KRAVAG-LEBEN VERSICHERUNGS-AG
KRAVAG-UMWELTSCHUTZ- UND SICHERHEITSTECHNIK GMBH
RHEIN-MAIN ASSISTANCE GMBH
R+V VERSICHERUNGSBETRIEBS GMBH
R+V RECHTSSCHUTZ-SCHADENREGULIERUNGS-GMBH
SECURON VERSICHERUNGSVERMITTLUNGS GMBH
CAREXPERT - KFZ-SACHVERSTÄNDIGEN GMBH
UMB-UMWELT- UND RISIKO-MANAGEMENTBERATUNGS-GMBH
SPRINT SANIERUNG GMBH
COMPERTIS BERATUNGSGESELLSCHAFT FÜR BETRIEBLICHES
VERSORGUNGSMANAGEMENT MBH
Außerdem kooperieren wir mit der
KRAVAG-SACH Versicherung des Deutschen Kraftverkehrs VaG
KRAVAG-ALLGEMEINE VERSICHERUNGS-AG
KRAVAG-HOLDING AG

Daneben arbeiten unsere Versicherungsunternehmen und Vermittler zur umfas-
senden Beratung und Betreuung ihrer Kunden in weiteren Finanzdienstleistungen

(z.B. Kredite, Bausparverträge, Kapitalanlagen, Immobilien usw.) auch mit den Ver-
bundunternehmen im genossenschaftlichen FinanzVerbund zusammen.
Dies sind z.Z.:

Volksbanken und Raiffeisenbanken
DZ BANK AG - Deutsche Zentral-Genossenschaftsbank AG
WGZ-Bank Westdeutsche Genossenschafts-Zentralbank eG
Deutsche Genossenschafts-Hypothekenbank AG
Münchener Hypothekenbank eG
Bausparkasse Schwäbisch Hall AG
DEFO - Deutsche Fonds für Immobilienvermögen GmbH
DEVIF - Deutsche Gesellschaft für Investment-Fonds GmbH
DG ANLAGE Gesellschaft mbH
DG CAPITAL MANAGEMENT GmbH
DG IMMOBILIEN MANAGEMENT Gesellschaft mbH
DIFA - Deutsche Immobilien Fonds AG
DVB Deutsche Verkehrs-Bank AG
Union-Investment-Gesellschaft mbH
VR-LEASING GmbH
Deutsche Apotheker- und Ärztebank eG
Sparda-Banken
WL-BANK Westfälische Landschaft Bodenkreditbank AG
Schleswig-Holsteinische Hypothekenbank eG
Badische Beamtenbank eG

Die Zusammenarbeit besteht dabei in der gegenseitigen Vermittlung der jeweiligen
Produkte und der weiteren Betreuung der so gewonnenen Kunden. So vermitteln
z.B. die genannten Kreditinstitute im Rahmen einer Kundenberatung/-betreuung
Versicherungen als Ergänzung zu den eigenen Finanzdienstleistungsprodukten.
Für die Datenverarbeitung der vermittelnden Stelle gelten die folgenden Ausführun-
gen unter Punkt 6.

6. Betreuung durch Versicherungsvermittler
In Ihren Versicherungsangelegenheiten sowie im Rahmen des sonstigen Dienstlei-
stungsangebots unserer Versicherungsgruppe bzw. unserer Kooperationspartner
werden Sie durch einen unserer Vermittler betreut, der Sie mit Ihrer Einwilligung
auch in sonstigen Finanzdienstleistungen berät. Vermittler in diesem Sinne sind
neben Einzelpersonen auch Vermittlungsgesellschaften sowie im Rahmen der
Zusammenarbeit bei Finanzdienstleistungen auch Kreditinstitute, Bausparkassen,
Kapitalanlage- und Immobiliengesellschaften u.a. Um seine Aufgaben ordnungsge-
mäß erfüllen zu können, erhält der Vermittler zu diesen Zwecken von uns die für die
Betreuung und Beratung notwendigen Angaben aus Ihren Antrags-, Vertrags- und
Leistungsdaten, z.B. Versicherungsnummer, Beiträge, Art des Versicherungsschut-
zes und des Risikos, Zahl der Versicherungsfälle und Höhe von Versicherungslei-
stungen sowie von unseren Partner-/Verbundunternehmen Angaben über andere
finanzielle Dienstleistungen, z.B. Abschluß und Stand Ihres Bausparvertrages.
Ausschließlich zum Zweck von Vertragsanpassungen in der Personenversicherung
können an den zuständigen Vermittler auch Gesundheitsdaten übermittelt werden.

Unsere Vermittler verarbeiten und nutzen selbst diese personenbezogenen Daten
im Rahmen der genannten Beratung und Betreuung des Kunden. Auch werden Sie
von uns über Änderungen der kundenrelevanten Daten informiert. Jeder Vermittler
ist gesetzlich und vertraglich verpflichtet, die Bestimmungen des BDSG und seine
besonderen Verschwiegenheitspflichten (z.B. Berufsgeheimnis und Datengeheim-
nis) zu beachten.

Der für Ihre Betreuung zuständige Vermittler wird Ihnen mitgeteilt. Endet seine
Tätigkeit für unser Unternehmen (z.B. durch Kündigung des Vermittlervertrages
oder bei Pensionierung), regelt das Unternehmen Ihre Betreuung neu; Sie werden
hierüber informiert.

7. Weitere Auskünfte und Erläuterungen über Ihre Rechte
Sie haben als Betroffener nach dem Bundesdatenschutzgesetz neben dem ein-
gangs erwähnten Widerrufsrecht ein Recht auf Auskunft sowie unter bestimmten
Voraussetzungen ein Recht auf Berichtigung, Sperrung oder Löschung Ihrer in
einer Datei gespeicherten Daten.

Wegen eventueller weiterer Auskünfte und Erläuterungen wenden Sie sich bitte an
den betrieblichen Datenschutzbeauftragten Ihres Versicherers. Richten Sie auch
ein etwaiges Verlangen auf Auskunft, Berichtigung, Sperrung oder Löschung
wegen der beim Rückversicherer gespeicherten Daten stets an Ihren Versicherer.

Bitte bei
Zuschriften
stets angeben

2. Vertragsgrundlagen sind der Antrag, die gesetzlichen Bestimmungen,
sowie die in diesem Versicherungsschein aufgeführten Allgemeinen
Versicherungsbedingungen und besonderen Vereinbarungen.

3. Beträgt die vereinbarte Versicherungsdauer mindestens ein Jahr, so
verlängert sich der Vertrag jeweils um ein Jahr, wenn er nicht schrift-

lich gekündigt wird. Die Kündigung muß spätestens drei Monate vor
dem Ablauf der anderen Partei zugegangen sein.

4. Der Versicherungsnehmer kann jederzeit auf seine Kosten Abschrif-
ten der Erklärungen fordern, die er bezüglich des Versicherungsvertra-
ges abgegeben hat. Er hat der Gesellschaft die Kosten hierfür zu
erstatten.

R+V Allgemeine Versicherung AG 1. An den mit **.....** bzw. rot kenntlich gemachten Stellen weicht
der Versicherungsschein vom Antrag ab. Wenn nicht innerhalb ei-
nes Monats nach Empfang des Versicherungsscheines in Textform
widersprochen wird, gelten die Abweichungen als genehmigt.

5. Eine etwa erteilte vorläufige Deckungszusage erlischt rück-
wirkend, falls der im Dokument erhobene Betrag nicht unver-
züglich, spätestens jedoch innerhalb von 8 Tagen, gezahlt wird,
auch wenn der Versicherungsfall bereits eingetreten ist.
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Wichtige Hinweise zu Ihrem Versicherungsvertrag

1. Vertragspartner
Ihr Vertragspartner ist die
R+V Allgemeine Versicherung AG
Taunusstraße 1, 65193 Wiesbaden

2. Anwendbares Recht, Vertragsgrundlagen
Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht. Grundlage dieses Vertrages sind der
Antrag und der Versicherungsschein einschließlich der darin genannten Vertrags-
bestandteile.

3. Verbraucherinformation und Widerspruchsrecht für neu
abgeschlossene Verträge
Die gesetzlich vorgesehene Verbraucherinformation ist im Antrag, im Versiche-
rungsschein und den Versicherungsbedingungen enthalten. Dieser Vertrag gilt auf
der Grundlage des Versicherungsscheins, der genannten Versicherungsbedingun-
gen und der Verbraucherinformation als abgeschlossen, wenn Sie nicht innerhalb
von 14 Tagen nach Eingang dieser Unterlagen schriftlich widersprechen. Zur Wah-
rung der Frist genügt die rechtzeitige Absendung des Widerspruchs. Für einen von
Ihnen besonders beantragten sofortigen Versicherungsschutz besteht kein Wider-
spruchsrecht (§ 5 a VVG).

4. Abweichungen vom Antrag
An den rot kenntlich gemachten Stellen und /oder bei den im Begleitbrief dargestell-
ten Sachverhalten weicht der Versicherungsschein von dem Antrag ab. Wenn nicht
innerhalb eines Monats nach Empfang des Versicherungsscheins schriftlich wider-
sprochen wird, gelten die Abweichungen als genehmigt (§ 5 VVG).

5. Vorläufiger Versicherungsschutz
Für einen gesondert beantragten vorläufigen Versicherungsschutz gelten deut-
sches Recht und die unter Punkt 2. genannten Vertragsgrundlagen.

Ein vorläufiger Versicherungsschutz endet mit der Einlösung des Versicherungs-
scheines oder mit Ausübung des Widerspruchsrechts nach § 5 a VVG.

Ein vorläufiger Versicherungsschutz entfällt rückwirkend, wenn der Antrag unver-
ändert angenommen, der Beitrag aber nicht innerhalb von zwei Wochen nach
Zugang des Versicherungsscheins gezahlt wurde und der Versicherungsnehmer
die Verspätung zu vertreten hat.

Der Versicherer kann bei Ausübung des Widerspruchsrechts für den bis dahin
gewährten Versicherungsschutz einen Beitrag erheben, wie er sich bei Zustande-
kommen des Hauptvertrages für das versicherte Risiko nach dem Tarif für kurzfri-
stige Verträge ergeben hätte.

6. Zahlungsweise, Gebühren
Bei halbjährlicher Zahlungsweise wird ein Zuschlag von 3 %, bei vierteljährlicher
von 5 % und bei monatlicher Zahlungsweise von 8 % berechnet.

Für die Ausfertigung von Versicherungsscheinen mit Beitragserhebung sowie für
die Folgebeiträge können wir eine angemessene Gebühr in Rechnung stellen. Wei-
tere Gebühren können wir nur erheben, wenn aus von Ihnen veranlaßten und zu
vertretenden Gründen ein zusätzlicher Verwaltungsaufwand verursacht wird, z.B.
bei Verzug mit Beiträgen oder Rückläufern im Lastschriftverfahren.

7. Vertragsdauer
Das Versicherungsverhältnis ist zunächst für die im Versicherungsschein angege-
bene Zeit abgeschlossen. Es verlängert sich mit dem Ablauf der Vertragszeit still-
schweigend um ein Jahr und weiter von Jahr zu Jahr, wenn nicht vor dem jeweili-
gen Ablauf dem anderen Vertragspartner eine schriftliche Kündigung zugegangen
ist. Die Kündigungsfrist entnehmen Sie bitte den Allgemeinen Versicherungsbedin-
gungen. Beträgt die Dauer weniger als ein Jahr, so verlängert sich der Vertrag
nicht.

Ein Versicherungsverhältnis, das nach dem 24.06.1994 für eine Dauer von mehr
als fünf Jahren neu eingegangen worden ist, kann von beiden Vertragspartnern
zum Ende des fünften oder jedes darauf folgenden Jahres unter Einhaltung einer
Frist von drei Monaten gekündigt werden.

8. Fragen und Beschwerden
Wenn Sie noch Fragen haben oder sich Unstimmigkeiten ergeben, setzen Sie sich
bitte mit Ihrem Versicherungsvermittler oder mit uns in Verbindung. Bei Beschwer-
den können Sie sich auch an das Bundesaufsichtsamt für das Versicherungswe-
sen, Graurheindorfer Str. 108, 53117 Bonn, wenden.

9. Änderung der Anschrift oder des Namens
Bitte teilen Sie uns Änderungen Ihrer Anschrift (Wohnung oder Geschäft) oder
Ihres Namens zur Vermeidung von Nachteilen unverzüglich mit. Erklärungen, die
wir per Einschreiben an Ihre letzte uns bekannte Adresse senden, gelten als Ihnen
zugegangen (§ 10 V VG).

10. Erklärungen des Versicherungsnehmers
Der Versicherungsnehmer kann jederzeit gegen Kostenerstattung Abschriften der
Erklärungen fordern, die er mit Bezug auf den Versicherungsvertrag abgegeben hat
(§ 3 VVG).

Geben Sie bitte bei allen Anzeigen, Erklärungen, Anfragen und Zahlungen stets
Ihre Versicherungsschein-Nummer an.

11. Anzeigen und Willenserklärungen des Versicherers
Für unsere schriftlichen Anzeigen und Erklärungen genügt ein maschinell geschrie-
bener Brief, auch wenn er nicht unterschrieben ist.

Bitte bei
Zuschriften
stets angeben

2. Vertragsgrundlagen sind der Antrag, die gesetzlichen Bestimmungen,
sowie die in diesem Versicherungsschein aufgeführten Allgemeinen
Versicherungsbedingungen und besonderen Vereinbarungen.

3. Beträgt die vereinbarte Versicherungsdauer mindestens ein Jahr, so
verlängert sich der Vertrag jeweils um ein Jahr, wenn er nicht schrift-

lich gekündigt wird. Die Kündigung muß spätestens drei Monate vor
dem Ablauf der anderen Partei zugegangen sein.

4. Der Versicherungsnehmer kann jederzeit auf seine Kosten Abschrif-
ten der Erklärungen fordern, die er bezüglich des Versicherungsvertra-
ges abgegeben hat. Er hat der Gesellschaft die Kosten hierfür zu
erstatten.

R+V Allgemeine Versicherung AG 1. An den mit **.....** bzw. rot kenntlich gemachten Stellen weicht
der Versicherungsschein vom Antrag ab. Wenn nicht innerhalb ei-
nes Monats nach Empfang des Versicherungsscheines in Textform
widersprochen wird, gelten die Abweichungen als genehmigt.

5. Eine etwa erteilte vorläufige Deckungszusage erlischt rück-
wirkend, falls der im Dokument erhobene Betrag nicht unver-
züglich, spätestens jedoch innerhalb von 8 Tagen, gezahlt wird,
auch wenn der Versicherungsfall bereits eingetreten ist.


